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1. Steuerliche Begünſtigung der Ausfuhr 

Die Lieferungen, die ein Unternehmer im Inland 
ausführt, unterliegen der Umſatzſteuer. Die Umſatzſteuer be⸗ 
laſtet alle Waren, die im Inland umlaufen. Eine 
Umſatzſteuer wird in manchen Ländern nicht erhoben. In 
dieſen Ländern ſind die Waren nicht mit der Umſatzſteuer 
belaſtet. Im zwiſchenſtaatlichen Wirtſchaftsverkehr be⸗ 
gegnen ſich Waren aus Ländern, die die Umſatzſteuer haben, 
mit Waren aus Ländern, die die Umſatzſteuer nicht 
haben. Die Waren der letzteren Länder hätten gegenüber 
den Waren der erſteren Länder einen preismäßigen 
Sorſprung, der der Umſatzſteuer entſpricht. Um einen 
ſolchen Vorſprung nicht entſtehen zu laſſen, wird in allen 
Ländern, die die Umſatzſteuer haben, die Ausfuhr um⸗ 
gatzſteuerlich begünſtigt. 


2. Ausfuhr 


„Ausfuhr iſt der übergang von Waren oder Leiſtun⸗ 
ßen aus der inländiſchen Volkswirtſchaft in eine aus⸗ 
zan diſche Volkswirtſchaft. Dieſe wirtſchaftliche Begriffs⸗ 
ßeltimmung iſt für die Umſatzſteuer nicht brauchbar. Sie 
erückſichtigt nicht, daß die Umſatzſteuer an Lieferun⸗ 
en und ſonſtige Leiſtungen und an die Tätigkeit eines 
Unternehmers anknüpft. Wenn die Umſatzſteuer den 
ergang von inländiſchen Waren und Leiſtungen an eine 
ausländiſche Volkswirtſchaft begünſtigen will, darf ſie ſich 
dicht damit begnügen, ein wirtſchaftliches Ziel aufzuſtellen. 
die muß die Tatbeſtände genau bezeichnen, die umſatz⸗ 
leuerlich einer Begünſtigung bedürfen. Sie muß beſtimmen, 
elchen Inhalt die Begünſtigung haben ſoll. 


3. Ausfuhrlieferung 


Eine ſteuerbare Lieferung liegt vor, wenn ein Unter⸗ 
nehmer einen Abnehmer befähigt, im eigenen Namen über 


6. Die Lieferung im Inland mit nachfolgendem Verbringen in 
das Ausland, 

7. Die Einſchränkungen der Steuerfreiheit, 5 

8. in für die vorübergehende Beſeitigung der Einſchrän⸗ 
ungen, 

9. Der ſachliche Inhalt der neuen Regelung, 

10. Die förmlichen Vorausſetzungen der neuen Regelung, 

11. Umfang der Begünſtigung. 


eine Ware im Inland zu verfügen. Eine Ausfuhrlieferung 

muß eine ſolche Lieferung ſein. Sie muß ſich aber von an⸗ 

deren Lieferungen dadurch unterſcheiden, daß die Ware in⸗ 

folge der Lieferung in das Ausland gelangt. Die Lie⸗ 

ferung muß im Inland bewirkt ſein, aber im Ausland 

enden. Es kann deshalb nur eine Lieferung, die mit einer 

Warenbewegung in das Ausland verbunden iſt, 

eine Ausfuhrlieferung ſein. Es kommen als ſolche Lieferun⸗ 

gen drei Fälle in Betracht: 

1. das Verbringen in das Ausland mit nachfolgender 
Lieferung im Ausland (Abſchnitt 4), 

2. die Lieferung durch Verſendung in das Ausland 
(Abſchnitt 5), 

3. die Lieferung im Inland mit nachfolgendem Ver⸗ 
bringen in das Ausland (Abſchnitt 6). 


4. Das Verbringen in das Ausland mit nachfolgender 

Lieferung im Ausland 

Der Unternehmer bringt die Ware ſelbſt in das Aus⸗ 
land und händigt ſie dort ſeinem Abnehmer aus. Dieſe Lie⸗ 
ferung iſt keine ſteuerbare Lieferung, da ſie nicht im 
Inland ſtattfindet. Eine Lieferung, die nicht ſteuerbar iſt, 
fällt nicht unter das Umſatzſteuergeſetz und kann deshalb auch 
nicht von der Umſatzſteuer befreit werden. Eine Begünſti⸗ 
gung durch Steuerbefreiung iſt deshalb micht 
möglich. Es iſt nur eine Begünſtigung durch Vergütun⸗ 
gen möglich. Hinweis auf 88 66 Abſatz 1 Ziffer 2 und 73 
Abſatz 1 Ziffer 2 USt DB. 


5. Die Lieferung durch Verſendung in das Ausland 

Der Unternehmer verſendet (s Abſatz 1 USt) 
die Ware an ſeinen Abnehmer in das Ausland. Die Liefe⸗ 
rung iſt eine inländiſche ſteuerbare Lieferung. Sie 
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bedarf als Lieferung in das Ausland der Begünſtigung. 
Es wird Umſatzſteuerfreiheit (8 4 Ziffer 3 UStG) ge⸗ 
währt. Es werden auch Vergütungen gewährt. Die 
näheren Vorausſetzungen für die Umſatzſteuerfreiheit ſind 
in den 88 22 bis 25 USt bezeichnet. Wir unter⸗ 
ſcheiden in dieſen Paragraphen Beſtimmungen, die den Be⸗ 
griff der Ausfuhrlieferung näher umſchreiben, und Be⸗ 
ſtimmungen, die die förmlichen Vorausſetzun 
gen für die Umſatzſteuerfreiheit enthalten. Die erſteren 
find in den 88 22 und 23 UStDB, die letzteren in den 88 24 
und 25 USt B enthalten. Der Begriffsbeſtimmung gemäß 
iſt eine ſteuerfreie Ausfuhrlieferung gegeben, 


wenn der Unternehmer das Umſatzgeſchäft, das ſeiner 
Lieferung zugrunde liegt, mit einem Abnehmer ab⸗ 
geſchloſſen hat, der ſeinen Wohnort (Sitz) außer halb 
des Reichsgebiets hat, und wenn der Gegenſtand 
der Lieferung nachweislich in Erfüllung dieſes Umſatz⸗ 
geſchäfts in das Ausland verſendet worden iſt. 


6. Die Lieferung im Inland mit nachfolgendem Verbringen 
in das Ausland 


Der Unternehmer händigt die Ware im Inland 
ſeinem ausländiſchen Abnehmer aus. Der auslän⸗ 
diſche Abnehmer bringt die Ware in das Ausland. Die 
Lieferung iſt eine inländiſche ſteuerbare Lieferung. Sie be⸗ 
darf als Lieferung in das Ausland der Begünſtigung. Es 
ſind jedoch nicht alle Fälle einer ſolchen Lieferung be⸗ 
günſtigt. S 22 USt D gemäß iſt eine ſolche Lieferung an 
einen ausländiſchen Abnehmer nur dann umſatzſteuerfrei, 
wenn die Ware zunächſt an einen ſteuerlich zugelaſſenen in⸗ 
ländiſchen Beauftragten des ausländiſchen Ab⸗ 
nehmers übergeben oder verſendet und ſodann nachweislich 
eh Er in das Ausland verſendet oder befördert wor⸗ 

en iſt. 


Beiſpiel !: 


Der Großhändler A in Berlin verkauft eine Ware an 
ſeinen litauiſchen Abnehmer B. B hat A gebeten, die Ware 
mit der Bahn an den Spediteur E in Memel zu ſenden. B hat 
den Spediteur C beauftragt, die Ware an den Abnehmer D 
des B in Litauen weiter zu ſenden. Die Lieferung iſt eine 
ſteuerfreie Ausfuhrlieferung. Der Unternehmer hat die Ware 
zunächſt an den ſteuerlich zugelaſſenen inländiſchen Beauf⸗ 
tragten C ſeines ausländiſchen Abnehmers B verſendet. E 
hat die Ware in das Ausland verſendet. 


Beiſpiel 2: 

Großhändler A in Aachen verlauft eine Ware an ſeinen 
belgiſchen Abnehmer B in Lüttich. B hat gebeten, die Ware 
an den Laſtlraftwagenunternehmer C in Aachen auszuhän⸗ 
digen. B hat den Laſtkraftwagenunternehmer C beauftragt, 
die Ware zu B nach Lüttich zu befördern. Die Lieferung iſt 
eine ſteuerfreie Ausfuhrlieferung. Der Unternehmer hat die 
Ware zunächſt dem ſteuerlich beſonders zugelaſſenen inländi⸗ 
ſchen Beauftragten C ſeines ausländiſchen Abnehmers B über- 
geben. C hat die Ware in das Ausland befördert. 


Beiſpiel 8: 

Verkauf wie im Beifpiel 2. Großhändler A in Aachen 
übergibt die Ware dem ausländiſchen Großhändler B aus 
Lüttich auf dem Lager des A in Aachen. B befördert die Ware 
mit ſeinem Laſtkraftwagen nach Lüttich. Die Lieferung iſt 
keine ſteuerfreie Ausfuhrlieferung. Die Ware wurde nicht in 


das Ausland verſendet. Es hat ſich kein Beförderungs⸗ 


unternehmer mit der Ware befaßt (8 5 Abſ. 1 USLDB). Die 
Ware wurde auch nicht einem inländiſchen Beauftragten des 
ausländiſchen Abnehmers übergeben. Sie wurde dem aus⸗ 
ländiſchen Abnehmer ſelbſt übergeben. 


Beiſpiel 4: 

Gleicher Sachverhalt wie im Beiſpiel 3. Jedoch iſt nicht der 
Großhändler B ſelbſt nach Aachen gekommen. Er hat den Laſt⸗ 
kraftwagenunternehmer E aus Lüttich beauftragt, die Ware 
für ihn in Aachen bei A abzuholen. Keine Ausfuhrlieferung 
des A. Die Ware wurde durch A nicht in das Ausland ver⸗ 


ſendet. Eine Verſendung läge nur vor, wenn A ſeinerſeits den 
Beförderungsunternehmer E mit der Beförderung der Ware 
nach Lüttich beauftragt hätte. Hinweis auf 85 Abſ. 1 USt DB. 
Die Ware wurde auch nicht an einen inländiſchen Beauftragten 
des ausländiſchen Abnehmers übergeben. E hat ſeinen Wohnſitz 
in Lüttich. Er iſt deshalb kein inländiſcher Beauftragter 
des ausländiſchen Abnehmers B und kann nicht zur Ausſtel⸗ 
lung von Ausfuhrbeſcheinigungen gemäß 824 Abſatz 2 Ziffer 2 
USt zugelaſſen werden. 


7. Die Einſchränkungen der Steuerfreiheit 


Eine Lieferung an einen ausländiſchen Abnehmer iſt 
den Beiſpielen in Abſchnitt 6 gemäß ſteuerpflichtig, wenn der 
ausländiſche Abnehmer die Ware im Inland abholt oder 
fie durch einen ausländiſchen Beauftragten abholen! ä ß t. 
Dieſe Einſchränkungen ſind begründet mit den Erforder⸗ 
niſſen der Steuerſicherheit. Holt der ausländiſche 
Abnehmer die Ware im Inland ab, ſo kann das für den 
Nachweis einer ſteuerfreien Lieferung ſeines Lieferers in 
der Regel nicht genügen. Es fehlt an einer Gewähr dafür, 
daß der Ausländer die Ware in das Ausland bringt. Es iſt 
nicht nachprüfbar, ob der Ausländer die Ware nicht nach der 
Abholung im Inland weiter liefert. Die gleiche Gefahr be⸗ 
ſteht hinſichtlich eines Beförderungsunternehmers, der ſeinen 
Auftrag nicht vom liefernden inländiſchen Unter⸗ 
nehmer hat. Der Unternehmer, der einen Beförderungs⸗ 
unternehmer nicht ſelbſt beauftragt, kann nicht wiſſen, ob der 
Beförderungsunternehmer, der die Ware in Empfang 
nimmt, nicht den Auftrag hat, die Ware im Auftrag des 
ausländiſchen Abnehmers im Inland weiter zu liefern. Iſt 
der Beauftragte ein inländiſcher Beförderungsunternehmer, 
ſo iſt dieſe Gefahr nur ſehr gering. Denn der inländiſche 
Beförderungsunternehmer unterliegt ſelbſt der Steuerauf⸗ 
ſicht. Anders iſt es bei ausländiichen Beförderungsunter⸗ 
nehmern, die ſich nur vorübergehend im Inland aufhalten. 
Der Ausſchluß ausländiſcher Beförderungsunternehmer dient 
außerdem dem Schutz des inländiſchen Beförderungs⸗ 
gewerbes. 


8. Gründe für die vorübergehende Beſeitigung der Ein⸗ 
ſchränkungen 


In Abſchnitt 7 ſind die Gründe dargeſtellt, die für die 
geſetzliche Regelung maßgebend waren. Die Verhältniſſe, die 
dieſe Regelung im Frieden rechtfertigen, ändern ſich im 
Krieg. Die Inanſpruchnahme von Beförderungsmitteln 
für die Kriegführung und für die Kriegswirtſchaft hat dazu 
geführt, daß die ausländiſchen Abnehmer in ſehr viel mehr 
Fällen als im Frieden die Waren im Inland abho len 
oder abholen laſſen. Der mit der umſatzſteuerlichen 
Regelung verbundene Anreiz, inländiſche Beförderungs- 
unternehmer mit der Warenbeförderung in das Ausland zu 
beauftragen, ſtößt ins Leere. Die Regelung wirkt ſich zurzeit 
nicht als eine Lenkung der Ausfuhr, ſondern als eine 
Behinderung der Ausfuhr aus. Es iſt deshalb eine 
Beſeitigung der geſchilderten Beſchränkungen durch einen 
Erlaß des Reichsminiſters der Finanzen vom 27. März 1940 
— S 4127 — 22 IIVZ 2326 — 4 II — (RStBl S 365, R3 Bl 
S. 88) — ausgeſprochen worden. Der Erlaß ſoll für die Zeit 
des Krieges Geltung haben. Die Ausfuhr, die durch Abholen 
im Inland bewirkt wird, wird dieſem Erlaß gemäß gleich wie 
die übrigen Fälle der Ausfuhrl ieferung behandelt. 
Es mußte jedoch Vorſorge getroffen werden, daß die Ware 
unmittelbar in das Ausland gelangt, nachdem die Lieferung 
an den ausländiſchen Abnehmer im Inland bewirkt war. 
Dieſe Sicherung wird durch eine Beſchein igung der 
Zollſtelle über die erfolgte Ausfuhr und durch Buch 
führungsvorſchriften erreicht. Im einzelnen iſt 
das folgende angeordnet worden. 


9. Der ſachliche Inhalt der neuen Regelung 


Eine Lieferung an einen ausländiſchen Abnehmer iſt 
auch dann als eine Ausfuhrlieferung anzuſehen, 
wenn der ausländiſche Abnehmer den Gegenſtand durch 
eigene, gemietete oder von einem Beförderungsunternehmer 
benutzte Fahrzeuge im Inland abholen und ſodann in 
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das Ausland befördern läßt. Der ausländiſche Ab- 
nehmer kann die von ihm eingekauften Gegenſtände bei dem 
inländiſchen Lieferer abholen laſſen. Er kann ſie auch an 
dem inländiſchen Ort abholen laſſen, zu dem der Lieferer die 
Gegenſtände verſendet oder befördert hat oder an 
dem der Lieferer ſie eingekauft hat. Die zur Abholung 
benutzten Fahrzeuge können ausländiſche oder inländiſche 
ſein. Dieſe Regelung gilt ab dem 15. April 1940 bis auf 
weiteres. 


Beiſpiel s: 


Hinweis auf die Beiſpiele 3 und 4 in Abſchnitt 6. Die 
Lieferungen des Großhändlers A ſind in den dort geſchilderten 
Fällen als Ausfuhrlieferungen anzuſehen, wenn die Lieferun⸗ 
gen nach dem 14. April 1940 bewirkt ſind und wenn die im 
folgenden Abſchnitt 10 geſchilderten förmlichen Vorausſetzungen 
gegeben ſind. 


Beiſpiel 6: 


Der Strumpffabrikant A in Plauen hat rohe Strümpfe 
an den Strumpfgroßhändler B in Prag verkauft. ® in Prag 
hat A gebeten, die Strümpfe an die Veredelungsanſtalt C in 
Chemnitz zu ſenden, wo die Strümpfe gefärbt werden ſollen. 
B hat den Laſtkraftwagenunternehmer D in Prag beauftragt, 
die Strümpfe bei C in Chemnitz nach Fertigſtellung abzuholen 
und ſie nach Prag zu bringen. Die Lieferung des A iſt als 
ſteuerfreie Ausfuhrlieferung zu behandeln, wenn die förm⸗ 
lichen Vorausſetzungen gegeben ſind. B hat die Strümpfe in 
Chemnitz, einem inländiſchen Ort, abholen laſſen, zu dem der 
Lieferer A die Gegenſtände verſendet oder befördert hatte. 


Beiſpiel 7: 


Der Kleiderhändler A in Berlin hat Männeranzüge in 
Ratibor eingekauft. Die Anzüge liegen bei ſeinem Lieferer zur 
Verfügung des A. Dieſer hat die Anzüge an die Stadtverwal⸗ 
tung in Krakau weiterverkauft. Die Stadtverwaltung Krakau 
holt die Anzüge in Ratibor mit Laſtkraftwagen ab. Die Liefe⸗ 
rung des A iſt als ſteuerfreie Ausfuhrlieferung zu behandeln, 
wenn die förmlichen Vorausſetzungen gegeben ſind. Die Stadt⸗ 
verwaltung Krakau hat die Anzüge in Ratibor, einem inländi- 
ſchen Ort, abholen laſſen, in dem der Lieferer A die Gegen⸗ 
ſtände eingekauft hatte. 


10. Die förmlichen Vorausſetzungen der neuen Regelung 


Die Gewährung der Steuerbegünſtigung iſt davon ab⸗ 
hängig, daß das nachſtehende Verfahren innegehalten wird: 


1. Der Fahrzeugführer, der die Gegenſtände im Inland ab⸗ 
holt, muß vom Lieferer einen Vordruck für den Aus- 
fuhrnachweis nach dem folgenden Muſter und einen 
freigemachten Briefumſchlag erhalten, der die An⸗ 
ſchrift des Lieferers trägt. 


2. Der Lieferer hat vor der Aushändigung des Auzfuhr- 
nachweiſes an den Fahrzeugführer den Abſchnitt A des 


Vordrucks auszufüllen und im Abſchnitt B das. 


Be ſtimmungsland einzuſetzen. Der Lieferer hat 
dabei den Ausfuhrnachweis unter fortlaufender Nummer 
in ein Verzeichnis einzutragen, die Nummer in den 
Ausfuhrnachweis einzuſetzen und bei den entſprechenden 
Eintragungen in feinen, Geſchäftsbüchern zu vermerken. 
Das Verzeichnis muß die folgenden Spalten enthalten: 


1. Laufende Nummer, 


2. Tag der Eintragung les iſt das der gleiche Tag, an 
dem der Abſchnitt A des Ausfuhrnachweiſes aus⸗ 
gefüllt wurde), 

Firma des ausländiſchen Abnehmers, 

Sitz des ausländiſchen Abnehmers, 

Menge und Art der Gegenſtände, 

Tag des Wiedereingangs des Ausfuhrnachweiſes vom 

Grenzzollamt, 


dag ber Ausfuhr laut Beſcheinigung des Grenzzoll⸗ 


S g 


a 


Beiſpiel für den Vordruck und feine Ausfüllung durch den 


Unternehmer: 


Ausfuhrnachweis für Umſatzſteuerzwecke 
(Nr. 77 des Verzeichniſſes des Lieferers) 


A. Erklärung des Lieferers 
Die Firma Zoons Erven in 


B. Ausfuhrbeſcheinigung 
des Grenzzollamts 


Utrecht Hiederlande Die unter A bezeichnete 
en 40 bei uns ) Ladung iſt heute nach 
hat am 7. K. ei un le EEE 
3 To Sala ausgeführt worden. 
(Menge und Art der Gegen⸗ Vom Grenzzollamt feſtge⸗ 
ſtände) I ſtellte Abweichungen: 
JCCCCCCC00 Ni|Tnnsiyt? AT 7 Are 
gekauft und dieſe Gegen⸗ 
ſtände — eine Teilmenge voen nn, men 
.. . . durch 


Der Ausfuhrnachweis wird 
hiermit an den Lieferer zu⸗ 


(Art des Fahrzeugs, 3. B. rückgeſendet. 
Kraftfahrzeug, Fuhr rer, 1 194 
Schiff) 
zur Beförderung nach dem (Stempel des Grenzzollamts) 
Ausland 
a) heute bei uns 
am; . 9: ELF: 


abholen laſſen. Die Gegen⸗ 
ſtände ſind loſe verladen — 
wie folgt verpackt: 


Zahl Ver⸗ Zeichen und 
packungs. Nummer 

art der Packſtücke 

30 Säcke RA 770-199 


Wir haben den Fahrzeug⸗ 
führer veranlaßt, dieſen Aus⸗ 
fuhrnachweis dem Grenzsoll⸗ 
amt bei der Grenzüberſchrei⸗ 
tung mit der Bitte vorzu⸗ 
legen, die Ausfuhr im Ab⸗ 
ſchnitt B zu beſcheinigen. 

Wir bitten das Grenzoll⸗ 
amt, uns dieſen Ausfuhrnach⸗ 
weis mit der Ausfuhrbeſchei⸗ 
nigung alsbald im beiliegen⸗ 
den Freiumſchlag zurückzu⸗ 
ſenden. 


Häln a. Rh., 22. 4.1940. 
Rhein. Handels-A.G. 


(Lieferfirma) 


(U Rekſchrife) 


*) Abſchnitt b iſt nur auszufüllen, wenn der ausländi⸗ 
ſche Abnehmer die Gegenſtände nicht bei der Betriebſtätte 
des Lieferers, ſondern an einem inländiſchen Ort abholen 
läßt, nach dem der Lieferer die Gegenſtände verſendet oder 
befördert hat oder an dem er ſie eingekauft hat. 


3. Der Fahrzeugführer hat den Ausfuhrnachweis mit dem 
Briefumſchlag bei der Grenzüberſchreitung dem 
Grenzzollamt mit den ſonſtigen Begleitpapieren 
vorzulegen. ! 

4. Das Grenzzollamt hat im Abſchnitt B des Ausfuhrnach⸗ 
weiſes die Ausfuhr zu beſcheinigen und den 
Ausfuhrnachweis unter Benutzung des Freiumſchlags an 
den Lieferer zurückzuſenden. Unterbleibt die Aus⸗ 
fuhr oder weicht die vorgeführte Ladung von den An⸗ 
gaben im Abſchnitt A des Ausfuhrnachweiſes ab, ſo hat 
das Grenzzollamt das auf dem Ausfuhrnachweis bei 
deſſen Rückſendung an den Lieferer zu dermerken. 

5. Der Lieferer hat nach Wiedereingang des Ausfuhrnach⸗ 
weiſes vom Grenzzollamt die Spalten 6 und 7 des Ver⸗ 
zeichniſſes auszufüllen, wenn das Grenzzollamt 
die Ausfuhr beſcheinigt hat. Die Ausfuhrnachweiſe ſind 
vom Lieferer nach der laufenden Nummer zu ordnen 
und zehn Jahre lang aufzubewahren. 
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Sit der Ausfuhrnachweis nicht innerhalb von 
zwei Monaten nach der Eintragung in die Spalten 1 
bis 5 des Verzeichniſſes an den Lieferer zurückgelangt oder 
fehlt in einem zurückgelangten Ausfuhrnachweis die Aus⸗ 
fuhrbeſcheinigung des Grenzzollamts völlig oder für einen 
Teil der Ladung, ſo hat der Lieferer die Lieferung (oder die 
nicht beſcheinigte Teillieferung) als umſatzſteuer⸗ 
pflichtig zu behandeln und für ſie keinen Anſpruch auf 
Umſatzſteuervergütung. Das gilt auch dann, wenn den 
Lieferer an dem Ausbleiben der Ausfuhrbeſcheinigung kein 
Verſchulden trifft, z. B. wenn der Fahrzeugführer es unter⸗ 
laſſen hat, den ihm vom Lieferer ausgehändigten Ausfuhr⸗ 
nachweis dem Grenzzollamt bei der Ausgangsabfertigung 
vorzulegen. Iſt die Lieferung in ſolchen Fällen ſteuerpflichtig 


und nicht vergütungsfähig, ſo iſt der ausländiſche Ab⸗ 
nehmer wegen Verbringens in das Ausland vergütungs⸗ 
berechtigt (Hinweis auf § 66 Abſatz 2 Ziffer 1 Satz 2 und 
auf § 73 Abſatz 2 Ziffer 2 USt DB), vorausgeſetzt, daß bei 
ihm die übrigen Vorausſetzungen dafür vorliegen, ins⸗ 
N: daß er den Buchnachweis im Reichsgebiet führen 
ann. 


11. Umfang der Begünſtigung 


Ausfuhrlieferungen find umſatzſteuerfrei (8 4 
Ziffer 3 UStG). Es werden außerdem die Ausfuhr⸗ 
vergütung und die Ausfuhrhändlerver⸗ 
gütung gewährt, wenn die beſonderen Vorausſetzungen 
vorliegen, die in 88 66 und 73 USt DB bezeichnet find. 


Ausgewählte Fragen aus dem Betriebsvermögen 


Von Regierungsrat Dröeke, Berlin, Reichsfinanzministerium 


Inhalt: 


1. Einführung, 
2. Bewertung der wirtſchaftlichen Einheit des Betriebsvermögens, 
3. Kapitalgeſellſchaften, 
1. Einführung 

Die letzte Sauptfeftftellung der Ein⸗ 
heitswerte des Betriebsvermögens hat im 
Altreich nach dem Stand vom 1. Januar 1935 ſtatt⸗ 
gefunden. Hauptfeſtſtellungen der Einheitswerte des Be⸗ 
triebsvermögens ſollen § 21 des Reichsbewertungsgeſetzes 
gemäß grundſätzlich alle drei Jahre ſtattfinden. Der 
Reichsminiſter der Finanzen hat die auf den 1. Januar 1938 
vorgeſehene Hauptfeſtſtellung zweimal verſchoben. 
Eine weitere Verſchiebung iſt nicht möglich. 
Die Hauptfeſtſtellung der Einheitswerte des Betriebsver⸗ 
mögens wird nach dem Stand vom 1. Januar 1940 
im Altreich, in der Oſtmark, in den ſudeten⸗ 
deutſchen Gebieten, im Memelland und in 
Danzig vorgenommen. Die Ausbildung und die Praxis 
haben ſich deshalb zurzeit in beſonderem Maß mit der Ein⸗ 
heitsbewertung des Betriebsvermögens zu be⸗ 
ſchäftigen. Es ſollen hier einige Fragen aus dieſem 
Sondergebiet des Steuerrechts erörtert werden. Die Aus⸗ 
führungen ſind hauptſächlich für die Männer beſtimmt, die 
bisher in der Vermögenſteuerveranlagung noch nicht ge⸗ 
arbeitet haben. 
2. Bewertung der wirtſchaftlichen Einheit des Betriebs⸗ 

vermögens h 

Alle Wirtſchaftsgüter, die dem Betrieb eines Ge⸗ 
werbes oder eines freien Berufs als Hauptzweck dienen und 
dem Betriebsinhaber oder ſeinem Ehegatten, der mit ihm 
zuſammen veranlagt wird, gehören, ſind Betriebsvermögen. 
Wir nennen die wirtſchaftliche Einheit des Betriebsver⸗ 
mögens den „gewerblichen Betrieb“. 5 0 

Es können zu einem gewerblichen Betrieb die wirt⸗ 
ſchaftlichen Untereinheiten „Betriebsgrund⸗ 
ſtü cke“ (8 57 RBewG) und „Gewerbeberechti⸗ 
gungen“ (8 58 RBewmG) gehören. Es wird für jede wirt⸗ 
ſchaftliche Einheit und für jede wirtſchaftliche Unter ⸗ 
einheit ein Einheitswert geſondert feſtgeſtellt (§ 214 
Ziffern 1 und 2 AO). Die Betriebsgrundſtücke 
und die Gewerbeberechtigungen ſind bei der Feſt⸗ 
ſtellung des Einheitswerts für den gewerblichen Betrieb mit 
den für ſie geſondert feſtgeſtellten Einheitswerten 
anzuſetzen (§ 66 Abſatz 4 Satz 2 RBewG und $ 218 Abſatz 3 
Satz 1 AO). “ 

Die letzte Hauptfeſtſtellung der Einheitswerte für die 
Betriebsgrundſtücke und für die Gewerbe⸗ 
berechtigungen hat im Altreich nach dem Stand vom 
1. Januar 1935 ſtattgefunden. Eine Hauptfeſtſtellung findet 
für die ſe beiden wirtſchaftlichen Untereinheiten nach dem 
Stand vom 1. Januar 1940 nur in der Oſtmark, in den 
ſudetendeutſchen Gebieten, im Memelland und in Danzig, 
nicht aber im Altreich ſtatt. Es müſſen im Altreich 
bei der Hanptfeſtſtellung der Einheitswerte des Betriebs- 
vermögens auf den 1. Januar 1940 für die beiden wirt⸗ 
ſchaftlichen Untereinheiten die Einheitswerte 1935 


4. Beginn und Ende einer Kapitalgeſellſchaft, 
5. Vergünſtigung für Schachtelgeſellſchaften, 


6. Offene Handelsgeſellſchaft und andere Perſonenvereinigungen. 


übernommen werden. Einheitswerte auf einen ſpäteren 
1. Januar find im Altreich nur dann der Hauptfeſtſtellung 
1940 zugrunde zu legen, wenn eine Fortſchreibung 
(88 225 a AO und 22 NBemG) oder eine Nachfeſt⸗ 
ſtellung (§ 23 RBewG) für die wirtſchaftlichen Unter⸗ 
einheiten ſtattgefunden hat. 

Beiſpiel: 

Der Kaufmann Reeſe betreibt in ſeinem eigenen 
Grundſtück in Hamburg eine Eiſenwarenhandlung. Das Haus 
dient ausſchließlich dem eigenen Geſchäft des Reeſe. Der Ein⸗ 
heitswert 1935 iſt für das Betriebsgrundſtück auf 40 000 Reichs⸗ 
mark feſtgeſtellt und infolge Aufſtockung des Gebäudes auf den 
1. Januar 1938 auf 50 000 Reichsmark fortgeſchrieben worden. 
Der Betrieb macht regelmäßig auf den 31. Dezember jeden 
Jahres ſeine Abſchlüſſe. Der Teilwert der nicht in Grund⸗ 
ſtücken beſtehenden Wirtſchaftsgüter des Betriebs beträgt nach 
dem Stand vom 31, Dezember 1939 80 000 Reichsmark. Das 
Betriebsgrundſtück iſt mit einer Hypothek belaſtet. Die Hypo⸗ 
thekenſchuld betrug am 1. Januar 1935 5 000 Reichsmark und 
am 31. Dezember 1939 10 000 Reichsmark. Es iſt zu unter⸗ 
ſtellen, daß weitere Beſitzpoſten und Schuldpoſten nicht vor⸗ 
handen ſind. 

Der Einheitswert des Betriebsvermögens beträgt nach dem 
Stand vom 1. Januar 1940 80 000 + 50 000 — 10 000 = 120 000 
Reichsmark, nicht 80 000 oder 70 000 Reichsmark. Das bes 
triebsgrundſtück tft ein Wirtſchaftsgut des gewerblichen Betriebs 
und mündet mit ſeinem auf den 1. Januar 1938 fort⸗ 
geſchriebenen Einheitswert in den Einheitswert 1940 des ges 
werblichen Betriebs ein. Die Hypothekenſchuld iſt nicht bei der 
Einheitsbewertung des Grundſtücks, ſondern bei der Ein⸗ 
heitsbewertung des Betriebsvermögens abzuziehen. 
Es find nicht 5 000 Reichsmark (Höhe der Schuld am 1. Januar 
1935), ſondern 10 000 Reichsmark (Höhe der Schuld am 31. De⸗ 
zember 1939) abzuſetzen. 


3. Rapitalgefellichaften 

Das Vermögen einer Einzelperſon kann aus 
land⸗ und forſtwirtſchaftlichem Vermögen, aus Grund⸗ 
vermögen, aus Betriebsvermögen und aus Sonſtigem Ver⸗ 
mögen beſtehen (8 19 R BewG). 

Kapitalgeſellſchaften können nur Be⸗ 
triebsvermögen haben (§ 56 Abſatz 1 Ziffer 1 
RBewG). Alle Wirtſchaftsgüter einer Aktiengeſellſchaft, 
einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien und einer Geſell⸗ 
ſchaft mit beſchränkter Haftung bilden nur eine wirtſchaft⸗ 
liche Einheit: den gewerblichen Betrieb. Das 
Weſen dieſer Regelung beſteht darin, daß der Be⸗ 
trieb eines Gewerbes im Sinn des § 54 NBemG durch 
die Kapitalgeſellſchaft nicht verlangt wird. Alle Wirt⸗ 
ſchaftsgüter ſind lediglich aus dieſem Grund ohne 
weiteres Betriebsvermögen. Es iſt ohne Bedeutung, 
wie ſie verwendet werden, oder welchem Zweck ſie dienen. 
Hinweis auf die Bücherei des Steuerrechts Band 25 
Seite 69. 0 

Der Grundbeſitz und die Gewerbeberechti⸗ 
gungen einer Kapitalgeſellſchaft find wirtſchaftliche 
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Untereinheiten ihres gewerblichen Betriebs. Der 
Grundbeſitz einer Einzelperſon kann aus land⸗ und 

forſtwirtſchaftlichen Betrieben, aus Grundſtücken und aus 

Betriebsgrundſtücken beſtehen. Der Grundbeſitz einer 

Aktiengeſellſchaft kann nur aus Betriebs⸗ 

grundſtücken beſtehen. 

Beiſpiele: 

A. Eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung kauft für das Büro⸗ 
zimmer ihres Geſchäftsführers ein wertvolles Gemälde und 
einen echten Teppich. 

Die beiden Wirtſchaftsgüter gehören zum Betriebsver⸗ 
mögen der Geſellſchaft. 

Eine Aktiengeſellſchaft iſt Eigentümerin eines Landguts. Das 
Landgut iſt eine wirtſchaftliche Unter einheit des gewerb⸗ 
lichen Betriebs der Geſellſchaft. Es iſt Betriebsgrund⸗ 
ſt ü nk und wird nach den Grundſätzen der vergleichenden Er⸗ 
tragsbewertung bewertet (§ 57 Abſatz 3 und $31 R BewG). 

C. Der Direktor einer Aktiengeſellſchaft iſt Eigentümer eines Ein⸗ 
familienhauſes. Er verkauft das Haus im Jahr 1939 an feine 
Aktiengeſellſchaft. 

Das Haus gehört als „Grundſtück“ zum Grundver⸗ 
mögen des Direktors, ſolange es dem Direktor gehört. Der 
Einheitswert des Hauſes iſt auf den 1. Januar 1940 fortzu⸗ 
ſchreiben (8 225 a AO). Das Haus iſt durch den Eigentums⸗ 
wechſel „Betriebsgrundſtück“ geworden und dem 
Betriebsvermögen der Geſellſchaft zuzurechnen. 


Die Einheitswertfeſtſtellung und die Ver ⸗ 
mögenſteuerveranlagung werden bei Kapital⸗ 
geſellſchaften in einem Arbeitsgang und auf dem⸗ 
ſelben Berechnungsbogen erledigt. Es wird dazu der 
Berechnungsbogen nach Vordruck Vm 10/1940 ver⸗ 
wendet. Das Betriebsvermögen iſt bei Kapital⸗ 
geſellſchaften auch ihr ſteuerpflichtiges Ver⸗ 
mögen, wenn nicht die Mindeſtbewertung 8 6 
Abſatz 1 BSG gemäß in Betracht kommt (8 7 Ziffer Ib 
VSt). Es können ſich kleine Unterſchiede durch 
die Anwendung der Abrundungsvorſchriften 
der 88 25 RBewG und A Abſatz 2 VSt ergeben. 
Beiſpiel: 

Das Betriebsvermögen einer Aktiengeſellſchaft beträgt 
nach dem Stand vom 1. Januar 1940 73 657 Reichsmark. Es 
iſt §S 25 des Reichswertungsgeſetzes gemäß auf 73 700 Reichs⸗ 
mark aufzurunden. Das ſteuerpflichtige Vermögen 
der Akttengeſellſchaft beträgt unter Anwendung der Ab⸗ 
rundungsvorſchrift des 8 4 Abſatz 2 des Vermögenſteuergeſetzes 
74 000 Reichsmark. 


4. Beginn und Ende einer Kapitalgeſellſchaft 

Eine Kapitalgeſellſchaft entſteht ſteuerlich nicht 
erſt mit der Eintragung in das Handels⸗ 
regiſter oder mit der Aufnahme der geſchäft⸗ 
lichen Tätigkeit, ſondern ſobald die Geſellſchaft 
gegründet iſt und Vermögen beſitzt. 

Alle Wirtſchaftsgüter der Geſellſchaft ſind Be⸗ 
triebsvermögen. Es gehört dazu bei Geſellſchaften, 
deren Geſellſchafter das Grundkapital oder das Stamm⸗ 
kapital noch nicht voll eingezahlt haben, der Anſpruch 
der Geſellſchaft an die Geſellſchafter auf Einzahlung 
des reſtlichen Grundkapitals oder Stamm⸗ 
kapitals. Der Anſpruch iſt wie jede andere Forderung 
der Geſellſchaft zu bewerten. Er wird mit dem Nenn⸗ 
wert angeſetzt, wenn nicht beſondere Umſtände 
einen höheren oder niedrigeren Wert begründen 
(88 66 Abſatz 1 und 14 Abſatz 1 R BewG). Bei einer 
Kapitalerhöhung entſteht der Anſpruch der Ge⸗ 
ſellſchaft auf Einzahlung der gezeichneten Kapital ⸗ 
erhöhungsbeträge ſteuerlich ſchon mit dem Eingang 
der Zeichnungsſcheine der Geſellſchaft. 

Der Abzug eines Zwiſchenzinſes kann in Be⸗ 
tracht kommen, wenn die gezeichneten Beträge erſt ſpäter 
einzuzahlen find. Siehe R§ H⸗Urteil vom 11. Februar 1937 
III A 108/86, RStBl 1937 S. 454. Die Bewertung des 
Anſpruchs auf die Reſteinzahlung hängt auch davon ab, mit 
welcher Wahrſcheinlichkeit am Bewertungsſtichtag mit der 
Einforderung des reſtlichen Kapitals zu rechnen iſt. Siehe 
Sid urteil vom 30. Januar 1930 III A 63/29, RStBl 1930 
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j Das Grundkapital darf bei Aktiengeſellſchaften 
nicht als Schuld abgezogen werden. Der Poſten ſteht 
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zwar in der Bilanz auf der Schuldenſeite. Er iſt aber kein 
echter Schuldpoſten. Die Anteile der Geſellſchafter be⸗ 
gründen nicht ein Forderungsrecht, ſondern Mit⸗ 
gliedſchaftsrechte der Geſellſchafter. 
Beijpiel: 

Eine Aktiengeſellſchaft wird am 15. Dezember 1939 in 
Erfurt mit einem Grundkapital von 600 000 Reichsmark ge⸗ 
gründet. Je 300 000 Reichsmark werden am 15. Dezember 
1939 und am 5. Januar 1940 eingezahlt. Die Aktiengeſellſchaft 
iſt am 20. Januar 1940 in das Handelsregiſter eingetragen. 
Abſchlußtag iſt der 31. Dezember 1939. 

Die Aktiengeſellſchaft iſt am 15. Dezember 1939 ſteuerlich 
rechtsfähig geworden. Es iſt auf den 1. Januar 1940 in einem 
Arbeitsgang eine Hauptfeſtſtellung des Einheitswerts 
des Betriebsvermögens und eine Hauptberanlagung 
der Vermögenſteuer vorzunehmen (88 21 RBewG und 12 VSt). 
Das Betriebsvermögen der Aktiengeſellſchaft beſteht aus den 
300 000 Reichsmark, die die Geſellſchafter auf das Grundkapital 
bereits eingezahlt haben, und aus der Forderung der Geſell⸗ 
ſchaft an die Geſellſchafter auf Einzahlung der reſtlichen 
300 000 Reichsmark. Das Grundkapital darf bei Aktiengeſell⸗ 
ſchaften nicht als Schuld abgezogen werden. Das Be⸗ 
triebsbermögen und das ſteuerpflichtige Ver⸗ 
mögen der Aktiengeſellſchaft beträgt nach dem Stand vom 
1. Januar 1940 600 000 Reichsmark. 

Es iſt bei der Neugründung einer Aktiengeſellſchaft 
eine Nachfeſtſtellung des Einheitswerts des Be⸗ 
triebsvermögens und eine Nachveranlagung der 
Vermögenſteuer vorzunehmen, wenn die Neugründung 
nach einem Hauptfeſtſtellungszeitpunkt erfolgt und auf 
den 1. Januar, der der Neugründung folgt, eine Haupt⸗ 
feſtſtellung nicht vorzunehmen iſt (88 23 RBewGd und 14 
Abſatz 2 VSt). Wegen der Gewerbeſteuer Hinweis 
auf die Gewerbeſteuer⸗Richtlinien 1940 Abſchnitt 50. 

Der Mindeſtnennbetrag des Grundkapitals 
einer Aktiengeſellſchaft iſt in der Regel 500 000 Reichsmark 
(8 7 Abſatz 1 des Geſetzes über Aktiengeſellſchaften und 
Kommanditgeſellſchaften auf Aktien vom 30. Januar 1937, 
RStBl S. 177). 0 

Eine Kapitalgeſellſchaft er liſcht ſteuerlich erſt durch 
den Wegfall des Vermögens. Sie beendet im Fall 
der Abwicklung des Vermögens (Liguidation) ihre 
ſteuerliche Rechtsfähigkeit nicht ſchon mit der Auflöſung 
der Geſellſchaft, ſondern erſt mit der vollſtändigen 
Ausſchüttung des Vermögens. Eine Aktiengeſellſchaft 
darf ihr reſtliches Vermögen erſt ausſchütten, wenn ſie die 
Gläubiger dreimal öffentli ch aufgefordert hat, 
etwaige Anſprüche an die Aktiengeſellſchaft anzumelden, und 
wenn ſeit der letzten Aufforderung ein Jahr (Sperr ⸗ 
jahr) verſtrichen ift (8 213 des Aktiengeſetzes 1937). 

Wegen Wegfalls des Vermögens bei Verſchmel⸗ 
zungen und Umwandlungen Hinweis auf die Ver⸗ 
mögenſteuer-Richtlinien (StR) Abſchnitt 6 Abſätze 3 und 4, 
RStBl 1940 S. 203 und 204. 


5. Vergünſtigung für Schachtelgeſellſchaften 
Das Vermögen einer Kapitalgeſellſchaft wird 
bei der Vermögenſteuer zweimal erfaßt, als Be⸗ 

triebsvermögen der LKapitalgeſellſchaft ($ 56 Abſatz 1 

Ziffer 1 R BewG) und als Sonſtiges Vermögen der 

Geſellſchafter (§ 67 Ziffer 3 RBewG). Die Ver⸗ 

günſtigung für Schachtelgeſellſchaften 

(Schachtelvergünſtigung) dient der Verhütung einer 

noch weitergehenden Mehrfachbeſteuerung 

(8 60 RBewG und 8 52 RBew d). Sie ſetzt voraus, daß 

eine inländiſche Kapitalgeſellſchaft nachweis⸗ 

lich ein volles Wirtſchaftsjahr vor dem Feſt⸗ 
ſtellungszeitpunkt an dem Grundkapital oder an dem 

Stammkapital einer anderen inländiſchen Kapital⸗ 

geſellſchaft mindeſtens zu einem Viertel un⸗ 

mittelbar beteiligt iſt. 

Beiſpiele: 

A. Eine Aktiengeſellſchaft erwirbt am 20. April 1938 die Hälfte 
des Stammkapitals einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haf⸗ 
tung. Die Aktiengeſellſchaft macht regelmäßig auf den 30. Sep⸗ 
tember jeden Jahres Abſchlüſſe. fi 

Die Beteiligung gehört bei der Einheitswertfeſtſtellung auf 
den 1. Januar 1940 nicht zum gewerblichen Betrieb der Aktien⸗ 
geſellſchaft, wenn alle anderen Vorausſetzungen des § 60 des 
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Reichsbewertungsgeſetzes gegeben find. Die Beteiligung bleibt 
bei der Obergeſellſchaft außer Anſatz. 

. Eine Erfurter Aktiengeſellſchaft iſt an ihrem Abſchlußzeitpunkt 
(80. September 1938) mit 400 000 Reichsmark an dem Aktien⸗ 
kapital einer Kölner Aktiengeſellſchaft beteiligt. Das Aktien⸗ 
kapital der Kölner Aktiengeſellſchaft beträgt am 1. Januar 
1939 900 000 Reichsmark. Die Beteiligung beſteht ab dem 
5. September 1938. Das Betriebsvermögen der Erfurter 
Aktiengeſellſchaft beträgt am 30. September 1938 800 000 Reichs⸗ 
mark. Die Aktiengeſellſchaft weiſt in den Bilanzen am 
80. September 1939 ein Betriebsvermögen von 870 000 Reichs⸗ 
mark aus. Die Beteiligung iſt darin mit 400 000 Reichsmark 
enthalten. 

Die Schachtelvergünſtigung iſt am 1. Januar 1939 nicht zu 
gewähren. Die Beteiligung beſteht noch nicht ſeit Beginn des 
Wirtſchaftsjahrs 1937/8. 

Die Vorausſetzungen für die Anwendung der Schachtel⸗ 
bergünftigung find am 1. Januar 1940 gegeben. Die Beteili⸗ 
gung iſt auszuſondern. Das Betriebsvermögen beträgt am 
1. Januar 1940 470 000 Reichsmark. 


„Die Schachtelvergünſtigung gilt entſprechend, wenn 
Reich, Länder, Gemeinden und Gemeinde 
verbände oder Betriebe von inländiſchen 
Körperſchaften des öffentlichen Rechts an 
inländiſchen Kapitalgeſellſchaften beteiligt find (8 60 Ab⸗ 
ſatz 2 REG). Die Vergünſtigung für Schachtelgeſell⸗ 
ſchaften wird durch § 52 der Durchführungsverordnung auch 
auf Aktien, Kuxe oder Anteile ausgedehnt, die einem in⸗ 
ländiſchen Verſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit gehören. 
Die Vergünſtigung gilt ſtets nur für ſolche Aktien, Kuxe 
oder Anteile, die der inländiſchen Kapitalgeſellſchaft 
ununterbrochen ſeit mindeſtens zwölf 
Monaten vor dem maßgebenden Abſchlußtag gehört 
haben ($ 52 Abſatz 1 RBew Dp). Hinweis auf die Ver⸗ 
mögenſteuer⸗Richtlinien Abſchnitt 16. 

Die Schachtelvergünſtigung gilt nicht für ausländiſche 
Steuerpflichtige. Sie iſt auch nicht gegeben, wenn die Unter⸗ 
geſellſchaft von der ſubſektiven Steuerpflicht durch das 
Vermögenſteuergeſetz befreit iſt. Der Zweck der Ver⸗ 
günſtigung iſt, eine mehrfache Beſteuerung des gleichen 
Vermögens zu vermeiden, wenn die Vorausſetzungen über 
die Art und die Dauer der Beteiligung gegeben ſind. 
Eine mehrfache Beſteuerung kommt aber nicht in Betracht, 
wenn die Untergeſellſchaft aus beſonderen Gründen 
von der Vermögenſteuer befreit iſt. Hinweis auf das 
RFH⸗Urteil vom 30. Juli 1935 TA 70/34, RStBl 1935 
S. 1198. Dieſes Urteil iſt für das Körperſchaft⸗ 
ſteuergeſetz ergangen. Der darin entwickelte Grundſatz, 
daß die Schachtelvergünſtigung bei der Körperſchaftſteuer 
nicht gegeben iſt, wenn die Untergeſellſchaft von der ſub⸗ 
jektiven Steuerpflicht durch Geſetz befreit iſt, gilt auch für 
die Einheitsbewertung. Die Schachtelvergünſtigung 
iſt für die Beſteuerung des Vermögens ebenſo geregelt wie 
für die Körperſchaftſteuer. § 9 des Körperſchaftſteuergeſetzes 
und $ 60 des Reichsbewertungsgeſetzes unterscheiden ſich nur 
durch den Wortlaut. Das Reichsbewertungsgeſetz ſpricht von 
„inländiſchen“ Kapitalgeſellſchaften, das Körperſchaft⸗ 
ſteuergeſetz von „unbeſchränktſteuerpflichtigen“ 
Kapitalgeſellſchaften. Ein ſachlicher Unterſchied beſteht 
nicht. Hinweis auf Üblich, TStZ 1940 S. 86 und auf die 
Sen g zum Neichsbewertungsgeſetz, RStBl 1935 


= 


Die Schachtelvergünſtigung kann nicht verſagt werden, 
wenn die inländiſche Untergeſellſchaft auf Grund beſonderer 
Vorſchrift nicht ganz, ſondern nur für einen Teil 
ihres Vermögens ſachliche Steuerbefreiung ge⸗ 
nießt. Eine teilweiſe Schachtelvergünſtigung kennt das 
Geſetz nicht. Hinweis auf das ebenfalls zum Körperſchaft⸗ 
ſteuergeſetz ergangene RF5S-Urteil vom 22. September 1936 
I A 127/36, RStBl 1936 S. 1182 und 1183. 

Die Schachtelvergünſtigung gilt nach dem Reichs⸗ 
bewertungsgeſetz 1934 nicht mehr für Erwerbs⸗ 
und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften. Diele Ge⸗ 
noſſenſchaften find im § 56 Abſatz 1 Ziffer 2 RBem 
aufgeführt. Im 8 60 RBemc wird aber nur auf § 56 Ab⸗ 
ſatz 1 Ziffer 1 RBew Bezug genommen. Die Genoſſen⸗ 
ſchaften nehmen demnach an der Vergünſtigung für Schach⸗ 
telgeſellſchaften nicht teil. Die Erwerbs⸗ und Wirtſchafts⸗ 
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genoſſenſchaften werden bei der Vermögenſteuer dadurch be⸗ 
günſtigt, daß ſie nicht zur Mindeſtbeſteuerung 
herangezogen werden (§S 6 VSt) und daß beſtimmte Ge⸗ 
noſſenſchaften von der Vermögenſteuer befreit ſind 
(85 22 VSt und 15 VSt DV). Eine mehrfache Bes 
ſteuerung wird bei den im $ 52 a RBew DW bezeichneten 
Genoſſenſchaften in gewiſſem Umfang dadurch vermieden, 
daß ſie die Geſchäftsguthaben der Genoſſen zur 
Ermittlung des Einheitswerts des gewerblichen Betriebs 
vom Rohvermögen abziehen können. 


6. Offene Handelsgeſellſchaft und andere Perſonenvereini⸗ 
gungen 

Eine Offene Handelsgeſellſchaft ent ⸗ 
ſteht ſteuerlich bereits mit der Gründung, nicht erſt 
mit der Aufnahme der geſchäftlichen Tätig⸗ 
keit oder der Eintragung in das Handels⸗ 
regiſter. 

Sie hört nicht ſchon mit der Einſtellung des 
Betriebs oder dem Beginn der Liquidation 
oder der Löſchung im Handelsregiſter auf, 
Inhaber eines gewerblichen Betriebs im Sinn des § 56 
Abſatz 1 Ziffer 7 des Reichsbewertungsgeſetzes zu fein. Sie 
erliſcht erit mit der vollſtändigen Ausſchüt⸗ 
tung des Vermögens. Die Offene Handelsgeſellſchaft be⸗ 
ſteht fort, ſolange die Geſellſchaft noch Vermögen 
(3. B. ausſtehende Forderungen) beſitzt und Geſell⸗ 
ſchafter vorhanden ſind, die Rechte an dieſen Ver⸗ 
mögensanteilen haben. Hinweis auf das RFH-Urteil vom 
26. November 1936 III A 146/36, RStBl 1937 S. 337. Der 
Reichsfinanzhof hat in dieſem Urteil eine Offene Handels⸗ 
geſellſchaft, die nach dem 31. März 1934 Außenſtände 
auf die Geſellſchafter verteilt hat, noch für das Rech⸗ 
nungsjahr 1934 für vermögenſteuerpflichtig erklärt und es 
für unerheblich angeſehen, ob die Offene Handels- 
geſellſchaft mit dem Eingang der Außenſtände 
rechnete oder nicht. 

Die Offenen Handelsgeſellſchaften werden im 8 56 des 
Reichsbewertungsgeſetzes für die Ermittlung des Betriebs- 
vermögens den Kapitalgeſellſchaften gleichgeſtellt. Alle 
Wirtſchaftsgüter einer inländischen Offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft bilden einen gewerblichen Betrieb (8 56 Abſatz | 
Ziffer 7 RBewG). Die Offene Handelsgeſellſchaft ſelbſt iſt 
nicht vermögenſtenerpflichtig 1 VSt). Der 
Einheitswert des Betriebs iſt §8 56 Abſatz 1 Ziffer 7 
RBewch und § 215 AD gemäß einheitlich feſtzuſtellen 
und § 216 Abſatz 1 Ziffer 2 Satz 2 AO gemäß anteilig 
auf die Geſellſchafter zu verteilen. Die Anteile an 
Offenen Handelsgeſellſchaften ſind Betriebsver⸗ 
mögen der Geſellſchafter (8 67 Ziffer 3 Satz 2 
RBewic). Hinweis auf den NdF-Erlaß vom 20. Januar 
1936 S 3300 — 620 III Abſchnitt IV Ziffer 2, RStBBl 1936 
S. 105. Der Feſtſtellungsbeſcheid muß Feſtſtellungen über 
die Art, den Wert und die Zurechnung der Wirt⸗ 
ſchaftsgüter und über die Höhe der Anteile der 
einzelnen Geſellſchafter enthalten (§ 216 Ab⸗ 
ſatz 1 Ziffern 1 und 2 AO). Es können auch Minus: 
werte feſtgeſtellt werden. 

Die Höhe der Überſchuldung einer Geſellſchaft iſt bei 
der Ermittlung des Einheitswerts des Betriebsvermögens 
feſtzuſtellen. Der Schuldenüberſchuß iſt anteilig auf 
die Gefellſchafter zu verteilen und bei ihrem Geſamt⸗ 
vermögen abzuſetzen. Hinweis auf das NFH-Urteil vom 
23. Mai 1939 111 138/38, RStBl 1939 S. 755. 

Es gehören zum Betriebsvermögen einer Offenen 
Handelsgeſellſchaft nur die Wirtſchaftsgüter, die im Eigen⸗ 
tum der Geſellſchaft ſtehen. Wirtſchaftsgüter, die 
einzelnen Geſellſchaftern gehören und dem Betrieb 
der Geſellſchaft dienen, gehören nicht zum Betriebs⸗ 
vermögen der Geſellſchaft, weil ſie nicht dem Betriebs⸗ 
inhaber (das iſt die Geſellſchaft) gehören. Hinweis auf die 
Begründung zu 8 56 des Reichsbewertungsgeſetzes, RStBl 
1935 S. 173, den Rd ⸗Erlaß vom 20. Jannar 1936 8 3300 — 
620 II Abſchnitt IV, RStBl 1936 S. 105, und die Ver⸗ 
mögenſleuer-Richtlinien Abſchnitt 7, RStBl 1940 S. 204. 
Wirtſchaftsgüter, die einzelnen Geſellſchaftern gehören und 
dem Betrieb einer Geſellſchaft dienen, ſind bei dem Ge⸗ 
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ſellſchafter jelbit anzuſetzen. Sie gehören bei ihm nur 
dann zum Betriebsvermögen, wenn fie jo um⸗ 
fangreich ſind, daß ſie die weſentlichen Grund⸗ 
lagen des Betriebs der Geſellſchaft bilden und deshalb 
als beſonderer Betrieb des Geſellſchafters anzuſehen ſind. 
Hinweis auf das R§H⸗Urteil vom 4. April 1935 III A 89/35, 
KStBl 1935 S. 1094. Sie rechnen ſonſt je nach ihrer Weſens⸗ 
art zum land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Vermögen, Grund⸗ 
vermögen oder zum Sonſtigen Vermögen der einzelnen 
Geſellſchafter. 

Beiſpiel: 

Die Offene Handelsgeſellſchaft Raſch & Sander betreibt 
in Neubrandenburg eine Spielwarengroßhandlung in einem 
gemiſchtgenutzten Grundſtück. Die Geſellſchaft hat das Grund⸗ 
ſtück von dem Geſellſchafter Raſch für 7 000 Reichsmark jährlich 
gemietet. Der Einheitswert des Grundſtücks beträgt nach dem 
Stand vom 1. Januar 1935 65 000 Reichsmark. Die Offene 
Handelsgeſellſchaft weiſt in ihrer Bilanz am 31. Dezember 
1939 das Betriebsvermögen mit 50 000 Reichsmark aus. Das 
gemiſchtgenutzte Grundſtück des Raſch, in dem ſie ihr Geſchäft 
betreibt, iſt darin mit dem Buchwert von 55 000 Reichsmark 
enthalten. Die berichtigten Kapitalkonten der beiden Geſell⸗ 
ſchafter ſind gleich. 

Grundſtücke ſind nicht mit dem Buchwert, ſondern mit dem 
Einheitswert zu bewerten. Das Grundſtück des Geſellſchafters 
Raſch gehört nicht zum Betriebsvermögen der Geſellſchaft. Es 
iſt aus der Bilanz der Geſellſchaft auszuſondern. Das Be⸗ 
triebsvermögen der Geſellſchaft vermindert ſich dadurch auf 
minus 5 000 Reichsmark. Der Einheitswert des Betriebs⸗ 
bermögens iſt für die Offene Handelsgeſellſchaft auf den 
1. Januar 1940 auf dieſen Minusbetrag feſtzuſtellen. 
Der Schuldenüberſchuß der Geſellſchaft iſt anteilig auf die Ge⸗ 
ſellſchafter zu verteilen und bei ihrem Geſamtvermögen abzu⸗ 
ſetzen. Das gemiſchtgenutzte Grundſtück gehört zum Grund⸗ 
bermögen des Geſellſchafters Raſch. 

Die Geſellſchafter einer Offenen Handelsgeſellſchaft 
haben einen Anſpruch auf die Feſtſtellung des 
Minusvermögens der Geſellſchaft, wenn dieſe Feſt⸗ 
ſtellung für die Geſellſchafter ftenerlich von Bedeutung iſt. 
Dies kann zum Beiſpiel bei der Gewerbekapital⸗ 
ſteuer und bei der Vermögenſteuer der Fall ſein. 
Die Geſellſchafter können den Sinheitswertbeſcheid 
§ 231 AO gemäß anfechten, wenn fie ſich durch die Höhe 
der Einheitswertfeſtſtellung beſchwert fühlen. Hinweis 
auf die Ry H⸗Urteile vom 20. Oktober 1938, RStBl 1938 
S. 1155, und vom 23. Mai 1939, RStBl 1939 S. 755. 

Die obigen Ausführungen über die Behandlung der 
Offenen Handelsgeſellſchaften bei der Einheitsbewertung 
gelten ſinngemäß auch für die Kommanditgeſell⸗ 
ſchaften und die ähnlichen Geſellſchaften im 
Sinn des 8 56 Abſatz 1 Ziffer 7 RBewG, bei denen die 
Geſellſchafter als Unternehmer (Mitunternehmer) anzu⸗ 
ſehen find. Es kann zu den „ähnlichen Geſell⸗ 
ſchaften“ auch eine Geſellſchaft des bürger ⸗ 
lichen Rechts gehören, wenn ſie ein Gewerbe betreibt. 
Gewerbe iſt nach der Rechtſprechung des Reichsfinanz⸗ 
hofs jede mit der Abſicht der Gewinnerzielung 
unternommene ſelbſtändige Tätigkeit, die ſich als 
Beteiligung am allgemeinen wirtſchaft⸗ 
lichen Verkehr darſtellt und weder Land- oder Forſt⸗ 
wirtſchaft iſt, noch unter die freien Berufe fällt. Hinweis 
auf das RF H⸗Urteil vom 21. Oktober 1937 III A 146/37, 
RSI Bl 1937 S. 1248 und die Vermögenfteuer-Richtlinien 
Abſchnitt 8, RStBl 1940 S. 204. 

Der Reichsfinanzhof hat in ſeinem Gutachten vom 
16. November 1926 1d 2/26, RStBl 1927 S. 36, auch die 
Partenreederei als eine der Offenen Han⸗ 
delsgeſellſchaft ähnliche Geſellſchaft an⸗ 
geſehen (Hinweis auf die Vermögenſteuer⸗-Richtlinien Ab⸗ 
ſchnitt 9). Die Partenreederei wird im allgemeinen als 
eine Vereinigung mehrerer Perſonen be⸗ 
zeichnet, die Miteigentümer eines Schiffs ſind und 
es zum gemeinſchaftlichen Erwerb durch die 
Seefahrt verwenden. Der Anteil der Mitreeder an 
dem gemeinſchaftlichen Schiff heißt Part oder Schiffs ⸗ 
part. Das Gutachten des Reichsfinanzhofs vom 
16. November 1926 iſt zum Reichsbewertungsgeſetz 
1925 und zum Vermögenſteuergeſetz 1925 ergangen. Die 
Offenen Handelsgeſellſchaften waren nach 


dem Vermögenſteuergeſetz 1925 ſelbſtändig ver⸗ 
mögenſteuerpflichtig. Das Vermögen, das in der 
Partenreederei zuſammengefaßt iſt und einheitlich im Be⸗ 
trieb der Schiffahrt gewerblich genutzt wird, wurde dem⸗ 
gemäß ſelbſtändig beſteuert, ſolange die Offenen 
Handelsgeſellſchaften perſönlich vermögenſteuerpflichtig 
waren. Die Offenen Handelsgeſellſchaften werden nach dem 
Vermögenſteuergeſetz 1934 nicht mehr ſelb⸗ 
ſtändig zur Vermögenſteuer herangezogen. 
Ihr Vermögen wird einheitlich feſtgeſtellt 
und anteilig auf die Geſellſchafter verteilt. Das 
oben bezeichnete Gutachten des Reichsfinanzhofs wirkt ſich 
jetzt dahin aus, daß die Partenreedereien nicht 
mehr ſelbſtändig ſteuerpflichtig ſind. 
Die Partenreederei iſt im Handelsgeſetzbuch geregelt. 
88 489 bis 491 HGB lauten: 
§ 489 
Wird von mehreren Perſonen ein ihnen gemeinſchaftlich 
zuſtehendes Schiff zum Erwerbe durch die Seefahrt für gemein⸗ 
ſchaftliche Rechnung verwendet, jo beſteht eine Reederei. 
Der Fall, wenn das Schiff einer Handelsgeſellſchaft gehört, 
wird durch die Vorſchriften über die Reederei nicht berührt. 


8 490 
Das Rechtsverhältnis der Mitreeder untereinander be⸗ 
ſtimmt ſich zunächſt nach dem zwiſchen ihnen geſchloſſenen Ver⸗ 
trage. Soweit eine Vereinbarung nicht getroffen iſt, finden 
die nachſtehenden Vorſchriften Anwendung. 


8 491 

Für die Angelegenheiten der Reederei ſind die Beſchlüſſe 
der Mitreeder maßgebend. Bei der Beſchlußfaſſung entſcheidet 
die Mehrheit der Stimmen. Die Stimmen werden nach der 
Größe der Schiffsparten berechnet; die Stimmenmehrheit für 
einen Beſchluß iſt borhanden, wenn der Perſon oder den Per⸗ 
ſonen, welche für den Beſchluß geſtimmt haben, zuſammen 
mehr als die Hälfte des ganzen Schiffes gehört. 

Einſtimmigkeit ſämtlicher Mitreeder iſt erforderlich zu 
Beſchlüſſen, die eine Abänderung des Reedereivertrags be⸗ 
zwecken oder die den Beſtimmungen des Reedereivertrags ent⸗ 
gegen oder dem Zwecke der Reederei fremd ſind. 


Der Reichsfinanzhof hat in dem oben bezeichneten Gut⸗ 
achten die ſehr umſtrittene Frage nach der recht⸗ 
lichen Natur der Partenreederei geprüft. Er hat dazu 
ausgeführt: 

Die Reederei weiſt gegenüber den Offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaften hauptſächlich die folgenden Beſonderheiten auf. Die 
Mitgliedſchaft iſt geknüpft an das Eigentum an einer oder 
mehreren Schiffsparten. Wer dasſelbe erwirbt, iſt Geſell⸗ 
ſchafter, wer es verliert, hört auf, Geſellſchafter zu ſein 
(88 503 ff. HGB). Anderung des Perſonenſtandes, Tod, Kon⸗ 
kurs oder ſonſtiger Dispoſitionsverluſt einzelner Mitglieder 
ſind auf den Beſtand der Reederei ohne Einfluß. Aufkündi⸗ 
gung eines Mitreeders und Ausſchließung eines folchen findet 
nicht ſtatt (8505 Abſ. 3 HGB). Es beſteht keine Geſellſchafts⸗ 
firma, wohl aber ein Kollektivname, unter dem die Geſamtheit 
der Mitreeder handelnd auftritt, klagt und verklagt wird. In 
den Angelegenheiten der Reederei entſcheidet regelmäßig der 
Mehrheitswille (8491 HGB). Durch dieſe Beſonderheiten 
gegenüber der Offenen Handelsgeſellſchaft wird die Reederei 
den reinen Kapitalgeſellſchaften, namentlich der Aktiengeſell⸗ 
ſchaft, ſtark angenähert. Sie erſcheint danach als eine Per⸗ 
ſonen vereinigung zu Erwerbszwecken, die 
zwiſchen der Offenen Handelsgeſellſchaft und 
den reinen Kapitalgeſellſchaften ſteht. 

Es ergibt ſich die Frage, ob bei der eigenartigen recht⸗ 
lichen Natur der Partenreederei alle Partenreede⸗ 
reien vermögenſteuerlich den Offenen Handels⸗ 
geſellſchaften gleichzuſtellen ſind, oder ob die 
Rechtslage verſchfeden beurteilt werden muß, je nach⸗ 
dem es ſich um typiſche oder nichttypiſche Geſellſchafter 
handelt. Hinweis auf das RF H⸗Urteil vom 17. Juli 1930 
III A 203/29, R Stel 1931 S. 42. Es könnte vielleicht ge⸗ 
rechtfertigt ſein, die Partenreedereien, bei denen die 
Schiffsparten ſich auf ſehr viele Eigentümer ver⸗ 
teilen, die perſönlich mit dem Schiff gar nichts zu tun haben, 
und bei denen der Partenbeſitz wirtſchaftlich eine reine 
Kapitalanlage darſtellt, vermögenſteuerlich wie die 
Kapitalgeſellſchaften zu behandeln. Dieſe Frage 
ſoll hier nur aufgeworfen werden. Sie kann abſchließend 
erſt nach genauer Unterſuchung mehrerer dazu geeigneter 
Fälle beurteilt werden. 


* 
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Erhaltungsaufwand und Herstellungsaufwand beim privaten Hausbesitz 
Von Regierungsrat Dr. Eg/y, Lehrer an der Reichsfinanzschule Herrsching 


1. Einführung 

Alle Aufwendungen auf ein Hausgrundſtück, deren 
Nutzen ſich erfahrungsgemäß auf einen Zeitraum von mehr 
als einem Jahr erſtreckt, müſſen dem Grundſatz des 8 7 
EStG gemäß, der auch für den privaten Hausbeſitz gilt (8 9 
Ziffer 6 EStG)), auf den Zeitraum der Nutzung verteilt 
werden. Der Reichsfinanzhof hat aber dieſen Grundſatz aus 
Gründen der Verwaltungsvereinfachung und aus praktiſchen 
Bedürfniſſen für beſtimmte Aufwendungen durchbrochen. 
Nach ſeiner ſtändigen Rechtſprechung ſind Aufwendungen, die 
ſogenannter laufender Erhaltungsaufwand 
ſind, grundſätzlich im Jahr der Verausgabung in voller Höhe 
als Werbungskoſten abzugsfähig. Im Gegenſatz dazu 
iſt der ſogenannte Herſtellungsaufwand dem Ge⸗ 
bäudewert hin zuzurechnen und grundſätzlich nur zu- 
ſammen mit dieſem auf dem Weg über die Abſetzun⸗ 
gen für Abnutzung in Jahresteilbeträgen ab- 
ſetzbar. 

Die Unterſcheidung zwiſchen Erhaltungs⸗ 
aufwand und Herſtellungs aufwand iſt in der Praxis 
oft ſchwierig. Sie iſt auch zwiſchen dem Einkommen⸗ 
ſteuerſenat und dem Körperſchaftſteuerſenat des Reichsfinanz⸗ 
hofs noch nicht reſtlos geklärt. Die Rechtſprechung neigt aber 
zu Entgegenkommen. Es ſoll bei der Unterſcheidung nicht 
engherzig verfahren werden. Kleinliche Berech⸗ 
nungen ſollen vermieden und auch zahlen mäßige 
Schwankungen der Ausgaben in den einzelnen Jahren, 
wenn ſie nicht einen allzu großen Umfang annehmen, ſollen 
zur Vereinfachung der Beſteuerung in Kauf genommen wer⸗ 
den (Rich in dem grundlegenden Urteil amtl. Slg. Bd. 21 
S. 201 u. f., RStBl 1927 S. 188). 
2. Abgrenzung der Begrifſe „Erhaltungsaufwand“ und 


„Herſtellungsaufwand“ 

Erhaltungsaufwand ſind alle Ausgaben für 
Arbeiten, die der laufenden Erhaltung und Be 
wirtſchaftung des Gebäudes dienen (auch kurz „In⸗ 
ſtandſetzungsarbeiten“ genannt). 2 

Herſtellungsaufwand ſind alle Ausgaben für 
Arbeiten, durch die der Geſamtcharakter, die 
Weſensart des Gebäudes geändert wird (auch kurz 
„Ergänzungsarbeiten“ genannt). 

Vorausſetzung des Erhaltungsaufwands iſt 
alſo, daß die Aufwendungen: 

1 1 Gebäude in ordnungsmäßigem Zuſtand erhalten 
ollen, 

2 2, des Gebäudes nicht verändern 
un 

3. in gewiſſen Zeitabſtänden ſich wieder⸗ 
holen. 

Die Abgrenzung des laufenden Erhaltungsauf⸗ 
wands vom Herſtellungsaufwand iſt Tatſachen wür di 
gung nach der Lage des Einzelfalls (RStBl 1932 
S. 851). Der Geſichtspunkt der Wertverbeſſerung 
iſt nicht entſcheidend. 

im RStBl 1933 


Urteil des Einkommenſteuerſenats 
S. 634: 

„Maßgebend iſt bei der Abgrenzung aber nicht, daß 
laufende Aufwendungen nur inſoweit vorliegen, als die Auf⸗ 
wendungen ſich im Wert des Grundſtücks nach Durchführung 
der Ausbeſſerungsarbeiten nicht mehr widerſpiegeln. Dies 
wäre eine Abgrenzung nach dem gerade nicht maßgebenden 
Geſichtspunkt der Wertverbeſſe rung. Maß⸗ 
gebend iſt vielmehr — ohne Rückſtcht darauf, ob ein 
Grundſtück gerade erſt erworben oder ſchon längere Zeit im 
Beſitz des Steuerpflichtigen iſt — ob im ganzen geſehen 
die Aufwendungen wirtſchaftlich noch laufende, in gewiſſen 
Zeitabſchnitten wiederkehrende ſind, oder ob durch die Auf⸗ 
wendungen der Geſamtcharakter des Hauſes weſent⸗ 
lich verändert wird.“ 


Der Einkommenſteuerſenat hat deshalb in dieſem 
und in vielen anderen Fällen in ſtändiger Rechtſprechung an⸗ 


genommen, daß auch größere Aufwendungen auf 
ein verwahrloſtes Haus durch den Eigentümer, 
insbeſondere auch durch den neuen Erwerber, als 
Werbungskoſten voll abgezogen werden können. Dieſe Recht⸗ 
ſprechung geht zwar weit, hat aber viele verwaltungsverein⸗ 
fachende und wirtſchaftlich-praktiſche Vorzüge. Der Ein⸗ 
kommenſteuerſenat führt in Bd. 21 S. 201 u. f. treffend aus: 

„Die Erhaltung eines Miethauſes in gebrauchsfähigem 
Zuftand erfordert gewiſſe Aufwendungen, die regelmäßig in 
kleineren oder größeren Zwiſchenräumen wiederkehren. Dieſe 
Zwiſchenräume betragen vielfach ſchon bei kleineren Ausbeſſe⸗ 
rungen mehrere Jahre, bei den größeren Aus beſſe⸗ 
rungen mit längerer Nutzungsdauer, wie z. B. bei der Er- 
neuerung des Verputzes und Anſtrichs des 
Dachs, eine ganze Reihe von Jahren. Man erhält den 
laufenden jährlichen Erhaltungsaufwand, wie ihn das Haus 
nach Art und Größe erfordert, indem man den Aufwand für 
die einzelnen Ausbeſſerungen jeweils auf die Jahre der 
Nutzungsdauer verteilt und dann die Summe der Jahresan⸗ 
teile der einzelnen Ausbeſſerungen zuſammenrechnet ... Es 
iſt einfacher, wenn man auch den größeren Aus⸗ 
beſſerungsbetrag im Jahr der Ausgabe voll zum Abzug 
zuläßt und damit ſich an die vom Steuerpflichtigen aus Grün⸗ 
den der ordnungsgemäßen Wirtſchaft eingehaltene Verteilung 
der Ausbeſſerungsausgaben hält, als wenn man erſt mühſam 
den Jahresdurchſchnitt errechnet. Wenn für den Steuerpflich⸗ 
tigen die Ausſicht der vollen Abzugsfähigkeit in einem Jahr 
beſteht, ſo wird er ſich oft leichter auch zu größeren Ausbeſſe⸗ 
rungen entſchließen.“ 


Der Körperſchaft ſteuerſenat allerdings rechnet — 
ohne genauere Begründung, aber wahrſcheinlich aus dem 
Geſichtspunkt der Wertſteigerung — die erheblichen Aufwen⸗ 
dungen kurze Zeit nach Erwerb eines Betriebs grund⸗ 
ſtücks zum aktivierungspflichtigen Anſchaf⸗ 
fungs- und Herſtellungsaufwand (RStBl 1937 
S. 651, Bd. 41 S. 202). Der Einkommenſteuerſenat 
wendet ſich mit guten Gründen dagegen in dem beachtens⸗ 
werten Urteil im RStBl 1938 S. 819. Er weiſt richtig dar- 
auf hin, daß dieſe Auffaſſung zu einer Atomiſierung 
der Abſetzung für Abnutzung führen müſſe, die 
dem Sinn und Zweck des Einkommenſteuergeſetzes nicht ent⸗ 
ſpräche. Eine Ausnahme würde der Einkommenſteuerſenat 
dann machen, wenn durch die Inſtandſetzung des vermahr- 
loſten Hauſes ein im Weſen ganz anderes Wirt 
ſchafts gut hergeſtellt würde. Das wäre der Fall, wenn 
im weſentlichen nur die Grundmauern ſtehen 
blieben und im übrigen das Haus völlig neu her ⸗ 
geſtellt würde (jo auch RStBl 1932 S. 342). Oft wird 
man aus dem Verhältnis der Koſten der In 
ſtandſetzung zu den Erwerbskoſten einen An⸗ 
halt dafür entnehmen können, ob es ſich noch um Rad: 
holung von Ausbeſſerungsarbeiten oder um 
Herſtellung eines neuen Wirtſchaftsguts 
handelt. Herſtellungsaufwand iſt z. B. anzunehmen, wenn 
die Inſtandſetzungs koſten etwa ebenſo viel betragen 
wie die Erwerbs koſten des Hauſes. 

Erhaltungsaufwand ſind die Koſten für die 
Erneuerung eines völlig vermorſchten alten 
Bollwerks. Es wird hier nicht ein ſeinem Weſen nach 
neuer Gegenſtand dem Aniveien eingegliedert, ſon⸗ 
dern eine bereits vorhandene, im Laufe der Zeit ab ⸗ 
genutzte Anlage wieder brauchbar gemacht. Solche 
Aufwendungen können auch dann, wenn die Aus⸗ 
beſſerung nicht laufend in Teilen erfolgt, ſondern zurück ⸗ 
geſtellt und dann im ganzen nachgeholt wird, 
voll als Werbungskoſten im Jahr der Ausgabe ab⸗ 
gezogen werden, ähnlich wie bei Neuanſtrich des Hauſes, 
Neudeckung des Dachs uſw. Eine Weſensände⸗ 
rung und damit Herſtellungsaufwand iſt auch 
nicht ohne weiteres daraus zu folgern, daß im Erſatz 
beſſeres Baumaterial verwendet wird. Die höheren 
Aufwendungen können im Ergebnis durch längere Haltbar⸗ 
keit oder durch Verringerung der ſtändigen kleinen Aus⸗ 
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beſſerungen ausgeglichen werden. Dagegen iſt Herſtel⸗ 
lungsaufwand anzunehmen, wenn durch die Verwen⸗ 
dung beſſeren Baumaterials, durch völlig 
neuen Verputz oder Anſtrich, völlige Neu⸗ 
deckung des Dachs dem ganzen Anweſen ein ſtatt⸗ 
licheres Ausſehen verliehen wird, ſo daß unter Um⸗ 
ſtänden im Fall der Vermietung auch höherer Miet⸗ 
zins verlangt werden könnte. Deshalb iſt bei größeren 
Aufwendungen die Frage der Weſensänderung 
beſonders ſorgfältig zu prüfen (3d. 21 S. 201 u. f., 
NEIL 1932 S. 851, 1933 S. 634). Herſtellungsaufwand 
ſind daher Aufwendungen für Tapeten, An- 
ſtricch uſw., die nicht mit dem ver wohn ten Zuſtand des 
Hauſes, ſondern nur mit der Anpaſſung an die Geſchmacks⸗ 
richtung des Eigentümers begründet werden können (RStBl 
1930 S. 361). (Es darf jedoch auch hier nicht kleinlich ver⸗ 
fahren werden. Rdt.) 

Vorausſetzung für die Bejahung des Erhaltungsauf⸗ 
wands iſt bei größeren Aufwendungen ſtets, daß dieſe über⸗ 
haupt den Wohnzwecken des Steuerpflichtigen oder 
feiner Mieter dienen ſollen. Sind die Aufwen dungen 
nur gemacht, um das Haus bei nächſter Gelegenheit mit 
Gewinn veräußern zukönnen, ſo handelt es ſich 
— wenn nicht ein Veräußerungsgewinn in Betracht kommt 
— um Aufwendungen auf eine beſondere Kapitalanlage, die 
einkommenſteuerlich nicht zu berückſichtigen ſind 
(RStBl 1933 S. 634). 

Verwendung beſſeren Baumaterials iſt 
dann Herſtellungs aufwand, wenn wegen Verar⸗ 
beitung ſchlechten Baumaterials ſchon bei 
Errichtung des Wohngebäudes kurze Zeit ſpäter bereits 
ſehr erhebliche Aufwendungen zur Beſeitigung der Schäden 
(Durchfaulen der Balken und Fußböden uſw.) 
erforderlich ſind. In dem entſchiedenen Fall waren im 
weſentlichen nur die Umfaſſungsmauern des Gebäudes, 
einige maſſive, tragende Innenwände, die Treppen und das 
Dachwerk ſtehen geblieben (RStBl 1930 S. 270). 
| Aufwendungen anläßlich eines Umbaus find nur 
inſoweit als Erhaltungsaufwand nicht vertei⸗ 
lungspflichtig, als ſie zu wirklichen Erhaltungs⸗ 
arbeiten an ſtehen gebliebenen Teilen und 
nicht zum Erſatz durch neue Teile ver wen det wurden. 
Dagegen können die Koſten, die ohne den Umbau hätten 
aufgewendet werden müſſen, um den Bau in gebrauchs⸗ 
fähigen Zuſtand zu verſetzen, nicht als Erhaltungsaufwand 
von den Herſtellungskoſten abgezogen werden. Inſoweit ſind 
Aufwendungen nicht entſtanden (RStBl 1951 S. 188, 
1932 S. 342, 1936 S. 728). 


3. Der Erhaltungsaufwand 

Erhaltungsaufwand, alſo im Jahr der 
Verausgabung voll abzugsfähige Wer⸗ 
bungskoſten, find die der laufenden Erhal⸗ 
tung eines Hauſes dienenden Ausgaben. Das 
ſind insbeſondere: 


a) die regelmäßig wiederkehrenden Aus be ſſerungs⸗ 
koſten, z. B. für Ausbeſſerung des Dachs, der Dach⸗ 
rinne, der Fenſter und Türen, des Mauerwerks, Verputz⸗ 
und Anſtricharbeiten (Bd. 25 S. 151), überhaupt die ſoge⸗ 
nannten Schönheitsreparaturen; 

b) Aufwendungen zur Befriedigung der we chſelnden 
Wünſche der Mieter (RSthl 1928 S. 307); 

e) laufende Straßenanliegerbeiträge, wenn 
25 Anlieger für die Erhaltung der Straße aufzukommen 

aben. 

Der Begriff des Erhaltungsaufwands darf ſelbſtver⸗ 
ſtändlich nicht auf den einzelnen Gegenſtand ab⸗ 
geſtellt werden, ſondern auf den Geſamtrahmen. Unter 
dieſem Geſichtspunkt können unter Umſtänden auch die 
Koſten der Hofpflaſterung als Erhaltungsaufwand 
angeſehen werden. 

Auch größere Aufwendungen können Erhal⸗ 
tungsaufwand ſein, wenn ſie in gewiſſen Zeitabſtänden 
wiederkehren und das Weſen des Hauſes nichtver⸗ 
ändern (Hinweis auf Abſchnitt 2 Abſatz 6, Urteilsauszug 
aus Bd. 21 S. 201 u. f.). Es iſt dabei unerheblich, ob die 


Bauvpolizei die größeren Ausbeſſerungen angear d⸗ 
net hat, weil der Zuſtand des Miethauſes für die Mieter 
gefahrbringend erſchien (RStBl 1928 S. 174). 

Ter Reichsfinanzhof (RStBl 1927 S. 230) hat die Auf⸗ 
wendungen für den Erſatz einer unbrauchbar gewordenen 
Gasbeleuchtung im Treppenhaus eines Mietwohn⸗ 
grundſtücks durch elektriſches Licht als Erhaltungs⸗ 
aufwand angeſehen. Er macht aber die Einſchränkung: 

„Um verteilungspflichtige Her ſtellungskoſten würde 
es ſich dann handeln, wenn etwa die Einrichtung elektiſcher 
Beleuchtung an Stelle der unbrauchbar gewordenen Gas⸗ 
beleuchtung die Mietwohnhäuſer nach Umfang oder Art weſent⸗ 
lich verändert hätte. Im Rahmen des Ganzen iſt das aber nicht 
anzunehmen, und es iſt deshalb nicht ausſchlaggebend, daß 
die elektriſche Beleuchtungsanlage, für ſich betrachtet natur⸗ 
gemäß etwas anderes iſt als die Einrichtung von Gaslicht.“ 


Nach meiner Meinung müßte Herſtellungsaufwand dann 
angenommen werden, wenn die Gasbeleuchtung in allen 
Räumen des Hauſes durch elektriſche Beleuchtung erſetzt 
würde. Das wäre ebenſo eine Weſensänderung mit der 
Ausſicht auf Steigerung der Ertragsfähigkeit des Hauſes, 
als wenn etwa die Ofenheizung durch Zentral⸗ 
heizung erſetzt würde. In dieſem Fall hat der Reichs⸗ 
finanzhof Herſtellungsaufwand bejaht. Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 4 Abſatz 4. 

Auch die Koſten eines Rechtsſtreits, der 
wegen der Koſtentragungspflicht bei Erhaltungsaufwand — 
Beſeitigung von Rißbildungen und künſtliches Trocknen 
einer Wand — entſtanden iſt, ſind wie der Erhaltungsauf⸗ 
wand ſelbſt als Werbungskoſten in voller Höhe ab⸗ 
zugsfähig. Das gleiche gilt für die weiteren, durch den 
Rechtsſtreit entſtandenen Koſten, z. B. Reiſekoſten 
zum Ter min uſw. 

Erhaltungsaufwand ſind auch die Aufwendungen für die 
Erhaltung, Wiederherſtellung und Erneuerung von be⸗ 
ſonderen Anlagen, z. B. Sammelheizungs⸗ 
anlagen und Fahrſtuhlanlagen die in ein Haus 
eingebaut find (RStBl 1930 S. 108, 1936 ©. 886). Das gilt 
auch dann, wenn die Anlagen nicht gleich bei Herſtellung des 
Gebäudes, ſondern erſt ſpäter in das Gebäude eingebaut 
werden (EStR für 1939, Abſchnitt 61). Damit ſind die 
Fragen nicht zu verwechſeln, daß die Koſten der Errich⸗ 
tung beſonderer Anlagen Herſtellungsaufwan d 
ſind (Hinweis auf Abſchnitt 4 Abſatz 4), und inwieweit von 
dieſen beſonderen Anlagen Abſetzungen für Ab⸗ 
nutzung vorgenommen werden dürfen (Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 6 Abſatz 2). 


4. Der Herſtellungsaufwand 


Verteilungspflichtiger Herſtellungsaufwand iſt 
gegeben, wenn durch die Arbeiten die Weſensart des 
ganzen Gebäudes geändert wird. Das iſt der Fall, wenn 
ein Haus, das bisher anderen Zwecken diente, zu Zwecken 
der Vermietung ganz oder zum Teil aus oder um! 
gebaut wird, wenn ein neues Stockwerk aufgeführt 
wird (Bd. 21 S. 201 u. f.), wenn Großwohnungen in 
Kleinwohnungen aufgeteilt werden. Abfindun⸗ 
gen, die an die früheren Mieter für friſtloſe Räumung zur 
Ermöglichung der Wohnungsteilung gezahlt werden, ſind 
ebenfalls nicht Erhaltungsaufwand, ſondern verteilungs⸗ 
pflichtiger Herſtellungsaufwand (RStBl 1935 S. 1208). Auch 
die Koſten der Begutachtung des Zuſtands 
eines erſt zu er werbenden Hauſes find als 
Nebenkoſten des Erwerbs Teile der Anſchaffungs⸗ und Her⸗ 
ſtellungskoſten, auch wenn es ſich nur um kleine Beträge 
handelt, ebenſo die Gebühren für den Kanaliſa⸗ 
tionsanſchluß und alle Anliegerbeiträge, die 
der Anlegung der Straße dienen (RStBl 1930 S. 313). 
Zuſchüſſe, die ein Stromabnehmer beim An⸗ 
ſchluß an das Verteilungsnetz eines Elektrizitätswerks für 
die Stromzuleitungsanlage zahlen muß, ſind auch dann 
Herſtellungsaufwand, wenn die Anlage in das Eigentum des 
Elektrizitätswerks übergeht (RStBl 1929 S. 450). 8 

Weitere Beiſpiele des Herſtellungsaufwands: Er⸗ 
neuerung der Fundamente, Erweiterung der Kelleranlagen, 
Erneuerung der teilweiſe unbrauchbar gewordenen Fuß- 
böden, Fenſter, Türen und ſonſtigen Holzteile, Einziehen von 
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Wänden, Anbringen von Doppelfenſtern, Erſatz eines Holz⸗ 
dachs durch ein Eiſendach, Errichtung neuer Bauteile, z. B. 
Anbau eines Kraftwagenſchuppens (RStBl 1932 S. 851, 
1936 S. 723, Bd. 25 S. 151). 

Die laufenden Koſten der Erhaltung beſon⸗ 
derer Anlagen find Erhaltungs aufwand (Hinweis auf 
Abſchnitt 3 Abſatz 7). Die Aufwendungen zur Errich- 
tung beſonderer Anlagen dagegen Sind Her— 
ſtellungs aufwand, z. B. die Koſten der Errichtung einer 
FJahrſtuhlanlage, einer Zentralheizung, einer Nottreppe, 
einer Veranda, eines Glasſchutzdachs für die Terraſſe, einer 
Entwäſſerungsanlage, von Licht⸗ und Telefonanlagen, Blitz 
ableiteranlagen, Rohranlagen für Waſchtiſche mit fließendem 
Waſſer (RStBl 1930 S. 108, Bd. 25 S. 151). Das gilt auch, 
wenn an Stelle einer Zentralheizung, deren 
Wiederherſtellung ſich nicht mehr lohnt, Stockwerks⸗ 
heizung (RStBBl 1931 S. 454) oder an Stelle der 
alten Ofenheizung Zentralheizung eingerichtet 
wird. Die Ausbeſſerungskoſten, die für die Erhaltung der 
alten Anlagen erforderlich geweſen wären, können von 
den Herſtellungskoſten nicht abgeſetzt werden. Sie find tat- 
ſächlich nicht aufgewendet worden und dürfen deshalb auch 
nicht als Erhaltungsaufwand berückſichtigt werden. 

Es müffen nach meiner Meinung aber beim Erſatz alter, 
unbrauchbar gewordener Anlagen durch neue Anlagen auch 
die Koſten des Abbruchs der alten Anlage zum ver- 
teilungspflichtigen Herſtellungsaufwand gerechnet werden. 
Für Gewerbetreibende iſt das ſtändige Recht⸗ 
ſprechung (RStBl 1938 S. 187, Bd. 43 S. 111, RStBl 1938 
S. 179; 1939 S. 155, 257 und 393). Sofortige Abſchreibung 
der Abbruchskoſten kann auch bei Gewerbetreibenden nur 
ausnahmsweiſe unter dem Geſichtspunkt eines niedrige⸗ 
ren Teilwerts in Betracht kommen. Würde man dem 
privaten Hausbeſitzer den Abzug der Abbruchskoſten im 
Jahr der Verausgabung geſtatten, jo käme das einer Ab- 
ſchreibung wegen Wertminderung gleich. Dieſe iſt aber beim 
privaten Hausbeſitz nicht möglich, weil ſie den Betriebsver⸗ 
mögensvergleich vorausſetzt (Hinweis auch auf RStBBl 1934 
S. 475 am Ende, 1930 S. 108). 

Der Wegfall der alten, unbrauchbar gewordenen Anlage 
kann aber durch eine bſetzung für außerge⸗ 
wöhnliche wirtſchaftliche Abnutzung 87 Ab- 
ſatz! Satz 3 EStG gemäß in Verbindung mit 89 Ziffer 6 
EStG berückſichtigt werden (Hinweis auf Abſchnitt? Abſatz6). 


5. Der Abzug des Erhaltungsaufwands 

Der Erhaltungsaufwand gehört zu den Werbungs⸗ 
koſten bei Vermietung und Verpachtung. Er iſt in 
voller Höhe im Kalenderjahr der Veraus⸗ 
gabung abzuſetzen. Sind in einem Jahr beſon⸗ 
ders hohe Aufwendungen entſtanden, 3. B. für 
Neudeckung des Dachs oder Anſtrich des ganzen Hauſes, ſo 
kann dem Steuerpflichtigen daran gelegen ſein, die Koſten 
auf mehrere Jahre zu verteilen. Das wird be⸗ 
ſonders dann zutreffen, wenn ſich für das Kalenderjahr, in 
dem die große Ausgabe entſtanden iſt, ein Überſchuß der 
Werbungskoſten über die Einnahmen oder nur ein geringer 
Überſchuß der Einnahmen über die Werbungskoſten ergibt 
und anzunehmen iſt, daß das Ergebnis in den nächſten 
Jahren weſentlich beſſer ſein wird. Der Reichsfinanzhof gab 
dem Steuerpflichtigen ein „Wahlrecht, den laufenden 
Aufwand alsbald voll abzuziehen oder auf die Dauer der 
Nutzung der einzelnen mit dem Aufwand geſchaffenen An- 
lagen zu verteilen“ (RStBl 1927 S. 188, Bd. 21 S. 201 u. f., 
RStBBl 1933 S. 634). Die Verteilung auf die ganze 
Nutzungsdauer der Anlagen kann aber heute ſchon deshalb 
nicht mehr geſtattet werden, weil befondere Abſetzungen 
für beſondere Anlagen nach der geänderten Rechtſprechung 
des Reichsfinanzhofs nicht mehr zuläſſig ſind (Hinweis auf 
Abſchnitt 6 Abſatz 2). Außerdem iſt die Verteilungsmöglich⸗ 
keit durch die EStR für 1939 Abſchnitt 62 eingeſchränkt. 
Es kann danach dem Steuerpflichtigen auf Antrag nur 
geſtattet werden, den größeren Erhaltungsaufwand auf 
drei Jahre zu verteilen. 

Aus der Verteilungsmöglichkeit folgt aber nicht, daß 
die Abſetzung des im Jahr der Ausgabe unberückſichtigt ge⸗ 
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bliebenen Erhaltungsaufwands in ſpäteren Jahren 
beliebig nachgeholt oder die Unterlaſſung der Ab- 
ſetzung durch beſonders hohe Abſchreibungen berückſichtigt 
werden könnte (RStBl 1932 S. 473). Hat der Steuer⸗ 
pflichtige den Erhaltungsaufwand im Jahr der Veraus⸗ 
gabung voll abgeſetzt, fo darf er ihn ſelbſtverſtändlich 
nicht außerdem noch verteilen, etwa dadurch, daß 
er ihn den Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten zuſchlägt, 
damit er ſich auch noch in den Abſetzungen für Abnutzung 
auswirkt (Bd. 21 S. 201 u. f.). 

Dieſe Grundſätze gelten auch für Eigenwohn⸗ 
häuſer (RStl 1928 S. 5 und S. 197). Es iſt aber zu 
beachten, daß beim Eingreifen der Verordnung über 
die Bemeſſung des Nutzungswerts der 
Wohnung im eigenen Einfamilienhaus vom 
26. Januar 1937 (RGI 1 S. 99, RS 1987 S. 161) 
außer dem Abzug von Schuldzinſen ein wei⸗ 
terer Abzug grundſätzlich ausgeſchloſſen iſt. Die 
Verordnung macht auch dann keine Ausnahme, wenn der 
Steuerpflichtige einen Teil des noch nicht abgezogenen 
großen Erhaltungsaufwands aus früheren Jahren nach In⸗ 
krafttreten der Verordnung (Kalenderjahr 1936) abziehen 
will. Mögliche Härten können nur durch § 33 EStG oder 
durch Billigkeitsmaßnahmen im Verwaltungsweg beſeitigt 
werden (RStBl 1939 S. 155). 


6. Die Verteilung des Herſtellungsaufwands 


Der Herſtellungsaufwand iſt dem Grundſatz des § 7 
EStG gemäß dem Gebäudekapital zuzuſchlagen und durch 
die Abſetzungen für Abnutzung auf die Nutzungs⸗ 
dauer des Gebäudes zu verteilen. Die Anlagen, 
für die die Herſtellungskoſten aufgewendet wurden, werden 
regelmäßig Beſtandteile des Gebäudes. Sie 
nutzen ſich nur mit dem ganzen Gebäude zu ſammen 
ab und unterliegen deshalb auch nicht als beſondere Anlage 
neben dem Gebäude einer beſonderenſchnelleren 
Abnutzung (RStBl 1930 S. 108). 


Für beſondere Anlagen, z. B. Sammelheizun⸗ 
gen und Fahrſtuhlanlagen, konnten nach der früheren Recht⸗ 
ſprechung des Reichsfinanzhofs (RStBI 1933 S. 1006) neben 
der Abſetzung für das Gebäude noch beſondere Abſetzungen 
gemacht werden. Das iſt nach der geänderten Rechtſprechung 
des Reichsfinanzhofs (RStBl 1936 S. 886, Bd. 39 S. 277), 
der ſich der Reichsminiſter der Finanzen angeſchloſſen hat 
(Hinweis auf die EStR für 1939, Abſchnitt 61), nicht mehr 
möglich. Die beſonderen Anlagen find nicht einheit ⸗ 
liche, ſelbſtändig bewertbare Wirtſchafts⸗ 
güter. Es wird auch oft, z. B. bei Sammelheizungen, die 
Vorausſetzung der einheitlichen Abnutzung dieſer An- 
lagen fehlen. Auch aus Gründen der Verwaltungs 
vereinfachung können deshalb beſondere laufende Ab— 
ſetzungen für Abnutzung nicht mehr zugelaſſen werden. Der 
Wert der befonderen Anlage iſt dem Ge⸗ 
bäudekapital zuzuſchlagen. Die unter Umſtän⸗ 
den neu zu regelnden Abſetzungen für Abnutzung 
können jetzt nur noch von dem neu feſtzuſetzen⸗ 
den Geſamtgebäudekapital vorgenommen wer⸗ 
den. Sind die Anlagen bisher mit Zuſtimmung des Finanz— 
amts beſonders abgeſetzt worden, ſo iſt der Wert des 
noch nicht abgeſetzten Teils der Anlagen ebenfalls mit dem 
ſonſtigen Gebäudekapital auf die Reſtlebensdauer zu ver⸗ 
teilen. Die Grundſätze gelten auch dann, wenn die Anlagen 
erſt ſpäter in das Gebäude eingebaut werden. Es iſt aber 
eine davon verſchiedene Frage, ob in ſolchen Fällen die Be⸗ 
ſeitigung einer alten, unbrauchbar gewordenen Anlage durch 
eine außergewöhnliche Abſetzung für Abnutzung 
berückſichtigt werden kann (Hinweis auf Abſchnitt 7 Abſatz 3). 


Nach der geänderten Rechtſprechung find Aus- 
nahmen nur noch für ſolche Anlagen zuläſſig, die von 
vornherein nur für vorübergehende Zeit 
errichtet werden. Das kann der Fall ſein bei Anlagen 
für beſondere Zwecke eines Mieters, die nur 
für dieſen Mieter Wert haben, mit deſſen Auszug alſo ihren 
Wert verlieren. Dieſe Anlage kann nach der Dauer des 
Mietvertrags abgeſetzt werden. Wird der Mietvertrag 
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vorzeitig beendet, fo kann der noch nicht abgezogene 
Aufwand durch eine außerordentliche Abſetzung für 
wirtſchaftliche Abnutzung abgeſetzt werden (Hinweis 
auf Abſchnitt 7 Abſatz 4). 

Gleiches gilt bei Ladeneinbauten in Wohn⸗ 
häuſern und Laden umbauten in großſtädti⸗ 
ſchen Verhältniſſen mit raſch wechſelndem Geſchmack. 
Hier iſt aber beſonders ſorgfältig zu prüfen, ob von einem 
derartig wechſelnden Geſchmack heute wirklich noch geſprochen 
werden kann (RStBl 1937 S. 909). 


7. Die Möglichkeit der Abſetzungen für außergewöhnliche 

Abnutzung 

Die Höhe der Abſetzungen für Abnutzung richtet ſich 
nicht nach der jeweiligen ſubjektiven Meinung 
des Steuerpflichtigen, ſondern objektiv nach all- 
gemeinen Erfahrungsſätzen. Es ſind deshalb 
bei Vermietung an ein nichtariſches Warenhaus ⸗ 
unternehmen und beſonderen Umbaukoſten in früheren 
Jahren dafür erhöhte Abſetzungen für Abnutzung nicht ſchon 
wegen des nationalſozialiſtiſchen Umbruchs möglich. Das 
Warenhaus kann als ſolches auch von einem Arier weiter⸗ 
betrieben oder für andere ähnliche Zwecke verwendet werden. 
Es iſt insbeſondere bei einem nicht nach dem Gewinn ver⸗ 
ſteuernden Betrieb nicht möglich, innere Wertver⸗ 
luſte an Vermögensgegenſtänden bei der Einkommenſteuer 
zu berückſichtigen. Wird 3. B. in ein Miethaus ein Papier ⸗ 
laden eingebaut, weil gegenüber eine Schule 
liegt, und iſt der Laden nach Verlegung der Schule ſchwer 
weiterzuvermieten, ſo tritt dadurch zwar ein Wertverluſt ein, 
dieſer Wertverluſt kann aber nicht durch Abſetzungen für Ab⸗ 
nutzung am Aufwand für den Ladeneinbau berückſichtigt 
werden (RStBl 1937 S. 909). 

Erwirbt ein Steuerpflichtiger, der nicht Gewerbe⸗ 
treibender iſt, ein Mietwohnhaus, und bricht er das 
noch brauchbare Haus ab, um es durch einen zweck⸗ 
mäßigeren, zeitgemäßeren Bau zu erſetzen, ſo können 
weder der Wert des abgeriſſenen Gebäudes 
noch die Niederreißungskoſten durch eine 
Abſchreibung unter dem Geſichtspunkt des niedrigeren 
Teilwerts berückſichtigt werden. Auch eine Abſetzung für 
außergewöhnliche Abnutzung iſt nicht möglich. Das Gebäude 
war noch brauchbar, eine außergewöhnliche Abnutzung liegt 
alſo nicht vor (RStBl 1934 ©. 475). 

Es darf damit nicht die Frage verwechſelt werden, ob bei 
Erſatz einer alten, unbrauchbar oder un⸗ 
zweckmäßig gewordenen Anlage durch eine 
neue Anlage der Reſtwert der alten Anlage durch 
eine außergewöhnliche Abſetzung für Abnutzung ab⸗ 
e werden kann. § 9 Biffer 6 EStG erklärt den 

7 ESt feinem ganzen Inhalt nach für anwendbar. 
Es iſt alſo davon auszugehen, daß grundſätzlich auch bei 
den Einkünften aus Vermietung und Ver⸗ 
pachtung außergewöhnliche Abſetzungen 
für Abnutzung zuläſſig find. Durch dieſe Berück⸗ 
ſichtigung des Verzehrs des Gebäudes als Werbungs⸗ 
koſten nähern ſich die Einkünfte aus Vermietung und Ver⸗ 
pachtung ſtark den Einkünften nach § 2 Abſatz 3 Ziffern 1 
bis 3 ES. Verzehr iſt nämlich nicht nur der allmählich 
eintretende Verſchleiß eines Hauſes, ſondern auch jede 
auf natürliche, mit einer Anderung der Beſchaffenheit 
des Hauſes verbundene Beſchädigung oder Zerſtörung, wie 
Brand, Unwetter, Hausſchwamm, Durchfaulen der Balken 
ulm. Eine auf andere als natürliche Umſtände, z. B. auf 
das Sinken der Baupreiſe, zurückzuführende Ent⸗ 
wertung darf allerdings wegen des Fehlens des Betriebs⸗ 

ermögensvergleichs nucht etwa durch ein bei Vermietung 
und Verpachtung unzuläſſiges Herabgehen auf den niedrige⸗ 
den Teilwert berückſichtigt werden (RStBl 1930 S. 270, 
Bd. 25 S. 151). 

Der Reichsfinanzhof hat es deshalb zugelaſſen, die 
Schädigung ſelbſt, die durch Verwendung ſchlechten Bau⸗ 
materials entſtanden war, und zu deren Behebung Her⸗ 
Nellungsaufivendungen erforderlich waren, als Verzehr 
durch eine außergewöhnliche Abſetzung für Abnutzung zu 
berückſichtigen (RStBl 1930 S. 270). Genau ſo hat er ent⸗ 


ſchieden, wenn der Vermieter mit Rückſicht auf einen Miet⸗ 
vertrag beſondere bauliche Aufwendungen machte, die nur 
für dieſen Mieter zweckvoll waren, und wenn der Miet⸗ 
vertrag vorzeitig beendet wurde. Die Aufwen⸗ 
dungen ſind durch das vorzeitige Ende des Mietvertrags 
gewiſſermaßen tatſächlich verbraucht. Das rechtfertigte den 
Abzug der noch nicht verteilten Aufwendungen unter dem 
Geſichtspunkt einer Abſetzung wegen außerordentlicher 
wirtſchaftlicher Abnutzung (Bd. 25 S. 151). Hat ein 
Steuerpflichtiger eine Villa mit einem SHolz⸗ 
ſchuppen gekauft, und hat ſich das Vorhandenſein des 
Schuppens in einem höheren Kaufpreis ausgedrückt, ſo 
konnte der auf den Schuppen entfallende Teil des Kauf⸗ 
preiſes durch eine außergewöhnliche Abſetzung für Ab⸗ 
nutzung abgezogen werden, wenn ſich der Schuppen als 
unzweckmäßig und nicht verwendbar erwies und deshalb 
vom Steuerpflichtigen beſeitigt werden mußte (RStBl 1932 
S. 851). Wurde eine Zentralheizung durch 
Stockwerksheizung erſetzt, ſo nahm der Reichs⸗ 
finanzhof an, daß die etwa noch vorhandenen Teile der 
Zentralheizung, die zu ihrer Wiederherſtellung noch brauch⸗ 
bar geweſen wären, als Teile einer Heizungsanlage nun 
überhaupt nicht mehr in Betracht kämen, ſie alſo ihre Eigen⸗ 
ſchaft als nutzbringende Teile des Hauſes verloren hätten. 
Der Reichsfinanzhof hat deshalb eine entſprechende Ab⸗ 
ſetzung wegen wirtſchaftlicher Abnutzung zugelaſſen 
(RStBl 1931 S. 454). 

Es iſt fraglich geworden, ob dieſe Grundſätze wegen der 
geänderten Rechtſprechung, daß von beſonderen Anlagen 
keine beſonderen Abſetzungen mehr gemacht werden dürfen 
(Hinweis auf Abſchnitt 6 Abſatz 2), noch gelten. Blümich, 
EStG 1934, zweite Auflage, zu §7 Anmerkung 7 am Ende 
S. 214, ſcheint dies ohne Begründung anzunehmen. 

Nach meiner Meinung dürfen aber dieſe beiden Fragen 
nicht ohne weiteres unlösbar verbunden werden. Es ſind 
zwar beim privaten Hausbeſitz die beſonderen Anlagen als 
ſolche keine ſelbſtändigen, für ſich bewertbaren Wirt⸗ 
ſchaftsgüter. Deshalb ſind auch von den Anlagen be⸗ 
ſondere laufende Abſetzungen nicht mehr möglich. Das 
ſchließt aber nicht aus, daß der Verbrauch einer be⸗ 
ſonderen Anlage genau ſo zu einem beſonderen Ver⸗ 
ſchleiß führen kann wie etwa andere natürliche Beſchädi⸗ 
gungen durch Brand, Unwetter, Fäulnis und Hausſchwamm. 
Die außergewöhnliche Abſetzung wird in beiden Fällen auch 
nicht etwa von einer beſonderen Anlage vorgenommen, 
ſondern nur vom Geſamtgebäudekapital. Der 
Reſtwert der unbrauchbar gewordenen Anlage, der als 
außergewöhnliche Abſetzung vom Gebäudewert abzuſetzen 
iſt, muß in ſolchen Fällen ebenſo ſchätzungsweiſe ermittelt 
werden wie der durch ſonſtigen natürlichen Verſchleiß be⸗ 
ſondere Schaden am Gebäude. Die Gründe, die den Reichs⸗ 
finanzhof bewogen, für beſondere Anlagen beſondere 
laufende Abſetzungen nicht mehr zu geſtatten (Hinweis 
auf Abſchnitt 6 Abſatz 2), hindern nach meiner Meinung 
alſo nicht die Möglichkeit einer einmaligen außer⸗ 
gewöhnlichen Abſetzung vom Geſamtgebäudekapital wegen 
einer unbrauchbar gewordenen Anlage. j 

Würde man die außergewöhnliche Abſetzung in diefen 
Fällen nicht zulaſſen, ſo käme das einer Einſchränkung des 
§ 7 EStG gleich, die in dem Hinweis im $ 9 Ziffer 6 EStG 
nicht vorgeſehen iſt. i 5 

Es ſpricht auch noch ein wirtſchaftlicher Geſichtspunkt 
dafür, die außergewöhnliche Abſetzung zuzubilligen. Der 
Steuerpflichtige, der weiß, daß er den Wert der unbrauchbar 
gewordenen Anlage abſetzen darf, wird ſich leichter zum 
Erfag durch eine neue Anlage entſchließen. Dies ift in nor⸗ 
malen Zeiten zur Förderung der geſunden Wohnungspolitik 
zu begrüßen. . 

Es ſei aber noch einmal darauf hingewieſen, daß die 
reinen Abbruchs koſten für die alte, unbrauchbar ge⸗ 
wordene Anlage nach meiner Meinung ebenſo zu den ver⸗ 
teilungspflichtigen Herſtellungskoſten gehören wie die Her⸗ 
ſtellungskoſten der neuen Anlage (Hinweis auf Abſchnitt 4 
Abſätze 4 und 5), und daß die laufenden Koſten der 
Unterhaltung der neuen Anlage Erhaltungs⸗ 
aufwand ſind (Hinweis auf Abſchnitt 3 Abſatz 7). 


Eilld ien ſt⸗ Nachrichten 


Rückftellung für Penſionsverpflichtungen 


Nach ſtändiger Rechtſprechung des NFH bedeuten Pen ⸗ 
ſionsverpflichtungen einer buchführenden Geſellſchaft 
regelmäßig eine wirtſchaftliche Belaſtung nicht nur für das Jahr, 
in dem die Verpflichtung übernommen worden iſt, ſondern für 
die ganze Zeit, in der die Angeſtellten, denen Penſionsanſprüche 
eingeräumt worden ſind, bei der Geſellſchaft noch tätig ſind. Die 
Rückſtellungen müſſen daher auf dieſe Zeit verteilt werden. 

Im Urteil RStBl 1939 S. 1078 hat der VI. Senat des NFH 
entſchieden, daß eine Firma, die an Angeſtellte erſt im Zeit ⸗ 
punkt ihres Aus ſcheidens ein Penſionsrecht gewährt, be⸗ 
rechtigt ſei, den Kapitalwert der Penſion als Schuldpoſten in die 
Aeg des Jahres des Aus ſcheidens des Angeſtellten ein: 
zuſetzen. 

Dieſer Auffaſſung hat ſich nun auch der I. Senat im Urteil 
vom 16. Januar 1940 1233/39 für das Gebiet der Körper ⸗ 
ſchaftſteuer angeſchloſſen. Eine Verteilung dieſer Laſt auf 
einen größeren Zeitraum könne ſchon deshalb nicht in Betracht 
kommen, weil eine Zeit, in der der Angeſtellte nach Einräumung 
des Penſionsanſpruchs noch tätig wäre, nicht vorhanden ſei. 

Es handle ſich auch nicht etwa um eine ſteuerlich unzuläſſige 
Nachholung von unterlaſſenen Rückſtellungen für Penſions⸗ 
verpflichtungen, weil der Penſionsanſpruch erſt bei dem Aus⸗ 
ſcheiden eingeräumt worden iſt; denn in derartigen Fällen 
darf ein Unternehmen in den vorangegangenen Jahren 
Rückſtellungen überhaupt nicht vornehmen. 

Im Streitfall hatte eine GmbH für bier mit dem 1. April 
1937 ausgeſchiedene Gefolgſchaftsmitglieder am 31. März 1937 
Penſionsverpflichtungen übernommen und dafür in die Bilanz 
81. Dezember 1937 den Kapitalwert dieſer Verpflichtungen 
eingeſetzt. 

Die Geſellſchaft hatte in den früheren Jahren auch an⸗ 
deren Angeſtellten bei ihrem Ausſcheiden Penſionen zugebilligt, 
aber entſprechende Rückſtellungen nicht gebildet, ſondern 
die jährlichen Penſionen als Betriebsausgaben verbucht. 
Nach der Rechtſprechung der Ric find buchführende Geſellſchaften 
gur Paſſivierung von künftigen Penſionslaſten wohl berech⸗ 
tigt, nicht aber verpflichtet. Danach beſteht alſo ein 
Wahlrecht zur Bildung von Rückſtellungen oder zur Verrech⸗ 
nung als Betriebsausgaben im Jahr der Penſionszahlung. Wenn 
ſich eine Geſellſchaft für eines der beiden Verfahren entſchieden 
hat, ſo iſt ſie daran auch für die Zukunft gebunden. Sie darf 
allerdings die Bilanzierungsart wechſeln, jedoch nicht will⸗ 
kürlich in jedem Jahr die für ſie günſtigere Bilanzierungsmög⸗ 
lichkeit wählen. Car. 


Befteuerung der polnischen Steuerpflichtigen in den ein- 
gegliederten Oſtgebieten 

Der Reichsminiſter der Finanzen hat im Abſchnitt 5 ſeines 
Runderlaſſes vom 10. Februar 1940 8 2300 — Pol 22 III 
(RStel 1940 S. 265) angeordnet, daß für polniſche Steuerpflich⸗ 
tige, die weder zu Beginn des Veranlagungszeitraums noch min⸗ 
deſtens vier Monate im Veranlagungszeitraum verheiratet 
waren, die Steuergruppe I und für alle anderen Steuer- 
pflichtigen die Steuergruppe II gilt. Hinweis auf den Auf⸗ 
ſatz in DStg 1940 Nr 8 über die „Einführung des deutſchen Ein⸗ 
kommenſteuerrechts in den eingegliederten Oſtgebieten“. 

Der Reichsminiſter der Finanzen hat die in Ausſicht geſtellten 
weiteren Anordnungen zur Einreihung der polniſchen Steuer⸗ 
pflichtigen in die Steuergruppen I und II in feinem Runderlaß 
vom 20. März 1940 8 2 300 — Pol 41 III getroffen. Dieſem 
Runderlaß gemäß gelten bis zur endgültigen Regelung in den 
eingegliederten Oſtgebieten als Polen grundſätzlich die⸗ 
jenigen bisherigen polniſchen Staatsangehörigen, die in Gebiets⸗ 
teilen geboren ſind, die vor dem Jahr 1918 nicht zum Deutſchen 
Reich oder zu Sſterreich⸗Schleſien gehört haben. Für die an⸗ 
deren Steuerpflichtigen gelten grund ſätzlich die 
allgemeinen Vorſchriften. Ausgenommen ſind jedoch diejenigen 
Steuerpflichtigen, die im Protektorat Böhmen und Mähren ge⸗ 
boren ſind. Dieſe Steuerpflichtigen ſind wie Polen zu behandeln. 

Die deutſchen Volks zugehörigen fallen nicht 
unter die Sonderregelung, die im Rdß⸗Erlaß vom 10. Februar 
1940 getroffen iſt. Der Nachweis der deutſchen Volkszugehörigkeit 
iſt dem Finanzamt gegenüber durch einen Staatsangehörigkeits⸗ 
ausweis zu erbringen. Solange noch nicht alle Volkszugehörigen 
im Beſitz eines Staatsangehörigkeitsausweiſes ſind, kann der 
Nachweis der deutſchen Volkszugehörigkeit bis auf weiteres auch 
durch Vorlage einer Beſcheinigung geführt werden, die von einer 
anerkannten deutſchen Dienſtſtelle ausgeſtellt iſt. 

Das Finanzamt kann im Einvernehmen mit dem Landrat, 
dem Kreisleiter und der Dienſtſtelle der Sicherheitspoligei und 
des ED Ausnahmen von der grundſätzlichen Regelung zulaſſen. O. 


Neufafjung der Vorſchriften über die Gemeinnützigkeit im 
Wohnungswesen 


Die gemeinnützigen Wohnungs unternehmen 
fördern durch den Bau geſunder und billiger Wohnſtätten für 
Deutſche Volksgenoſſen das nationalſozialiſtiſche 
Siedlungswerk der Reichsregierung. Sie ſind 
deshalb ſteuerlich begünſtigt, ſolange ſie auf Grund der 
Gemeinnützigkeits verordnung vom 1. Dezem⸗ 
ber 1930 (RGBl J S. 593) und der dieſe Verordnung ergänzen 
den Vorſchriften als gemeinnützig anerkannt ſind. 
Hinweis zum Beiſpiel auf § 12 der Erſten KSt”, 8 37 der 
Dritten GewSt D und $4 VSt. 

Die Gemeinnützigkertsverordnung enthält die einzelnen Vor⸗ 
ausſetzungen für die Anerkennung. Die Woh⸗ 
nungsunternehmen müſſen ſich insbeſondere ſatzungsgemäß und 
tatſächlich mit dem Bau von Klein wohnungen im 
eigenen Namen befaſſen. Sie konnen daneben auch den Bau 
von Kleinwohnungen betreuen. Sie können neben den Woh⸗ 
nungen, die ſie im eigenen Namen errichtet haben, auch ſolche 
Wohnungen derwalten, die ihnen auf andere Weiſe über⸗ 
tragen worden ſind. 


Die Anerkennung wird von der oberſten Landes⸗ 
behörde oder einer von ihr beſtimmten Behörde — in der 
Regel von dem giegierungspräſidenten — ausgeſprochen. Der 
Oberfinanzpräſident, in deſſen Bezirk das Wohnungs⸗ 
unternehmen feinen Sitz hat, iſt an dem Verfahren beteiligt. 
Es muß ihm vor der Entſcheidung die Gelegenheit zur Außerung 
gegeben werden. Er kann die Entſcheidung der Anerkennungs⸗ 
behörde die zuläſſigen Rechtsmittel einlegen und auch die 
Entziehung einer Anerkennung beantragen. 

Durch das Geſetz vom 21. Februar 1940 (RG Bl 1 
S. 435) ſind einige Beſtimmungen der Gemeinnützigkeitsverord⸗ 
nung geändert und ergänzt worden. Der Reichsarbeits⸗ 
miniſter hat die Vorſchrift als „Geſetz über die Ge» 
meinnützigkeit im Wohnungsweſen — Woh⸗ 
nungsgemeinnützigkeitsgeſetz (WG) —“ am 
29. Februar 1940 (R BI I S. 437, RStBl S. 309) in der Neu⸗ 
fafjung bekanntgemacht. 


Die für die Reichs finanzverwaltung wichtigſten 
Anderungen und Ergänzungen ſind die folgenden: 


1. Gemeinnützige Wohnungsunternehmen können auf Grund bon 
Ausnahmebewilligungen der zuſtändigen Behör⸗ 
den gewerbliche Betriebe unterhalten oder Wohnungen er⸗ 
richten, deren 2 über die für Kleinwohnungen aufgeſtell⸗ 
ten Grundſätze hinausgeht. Die Ausnahmebewilligungen 
können — im Gegenſatz zum bisherigen Rechtszuſtand — 
unter Auflagen erteilt werden (§ 6 Abſatz 4 WG). 
Die Auflage wird in der Regel darin beſtehen, daß das Woh⸗ 
nungsunternehmen einen im Einzelfall feſtzuſetzenden 
Pauſchbetrag an Steuern zu entrichten hat; 


2. Bei der Auflöſung eines gemeinnützigen Wohnungsunter⸗ 
nehmens muß das Vermögen — ſoweit es nicht an die Mite 
glieder zurückzuerſtatten iſt — für gemeinnützige 
Zwecke des Wohnungsbaus verwendet werden. 
Nach den neuen Vorſchriften trifft die Anerkennungs⸗ 
behörde die Beſtimmung über die Verwendung des Ver⸗ 
mögens. Es iſt ihr auf Verlangen das Vermögen auszuhän⸗ 
digen ($ 11 WGG). Es wird durch dieſe Vorſchrift eine 
beſſere Sicherſtellung des Vermögens er⸗ 
reicht; 

3. Die Anerkennungsbehörde kann bei rechtskräftiger Ent» 
ziehung der Anerkennung (zum Beiſpiel weil das 
Unternehmen gegen das Wohnungsgemeinnüzigkeitsgeſetz ver⸗ 
ſtoßen hat) im Einvernehmen mit dem zuſtändigen Ober⸗ 
finanzpräfidenten dem Wohnungsunternehmen beſtimmte 
geldliche Leiſtungen auferlegen. Die Erfüllung 
der Leiſtungen kann im Verwaltungsweg erzwungen werden 
N 19 Abſatz 5 WEG). Es ſollen durch dieſe Leiſtungen die 

orteile abgegolten werden, die das Wohnungs⸗ 
unternehmen bisher durch die Anerkennung der Gemeinnützig⸗ 
keit und die ſteuerliche Begünſtigung genoſſen hat. Die Leiſtung 
kann deshalb auch in der Nachentrichtung eines 
Teils der bisher erſparten Steuern beſtehen. 


Das Geſetz vom 21. Februar 1940 iſt mit Wirkung ab dem 
1. Januar 1939 in Kraft getreten (Abſchnitt IV des 
Geſetzes). 

Es wird demnächſt eine Durchführungs verordnung 
zu dem Geſetz ergehen. Darin ſollen auch die Einzelheiten zu den 
für die Reichsfinanzverwaltung bedeutſamen Anderungsvorſchrif⸗ 
ten geregelt werden. Muß. 


